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Protokoll der 15. Sitzung vom 2. September 2002

NEUEINGANGE seit der letzten Sitzung vom 19. August 2002:

1.

Kleine Anfrage Nr. 28/2002 von Jeanette Storrer zur Zukunft des Giiterbahnhofs und zu
dessen kiinftiger Nutzung.

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 20/2002 von Gerold Meier betreffend Wohnungen
fur Flichtlinge.

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 23/2002 von Hans-Jirg Fehr betreffend LKW-
Kontrollzentrum.

Bericht und Antrag des Regierungsrates betreffend den Erlass von zwei Dekreten tber
die Organisation der kantonalen Krankenanstalten.

GROSSRATSPRASIDENT ROLF HAUSER: Ich schlage Ihnen vor, dieses Geschaft
zur Vorberatung an eine 13er-Kommission (2002/8) zu tberweisen. Erstgewahlter oder
Erstgewdhlte ist ein Mitglied der OBS-EVP-GB-Fraktion.

DANIEL FISCHER: Die SP-Fraktion erachtet es bei diesem sehr wichtigen Geschéaft
als richtig, dass eine 15er-Kommission eingesetzt wird. Ich stelle in diesem Sinne
Antrag.

ABSTIMMUNG

Mit 36 : 29 wird der Einsetzung einer 13er-Kommission zugestimmt. Der Antrag
von Daniel Fischer ist somit abgelehnt.

Die Spezialkommission 2002/8 setzt sich wie folgt zusammen: Hans Jakob Gloor (Erst-
gewahlter), Richard Altorfer, Susi Greutmann, Susanne Ginter, Charles Gysel, Ursula
Hafner-Wipf, Annelies Keller, Brigitta Marti, Stefan Oetterli, Regula Stoll, Gertrud
Walch, Hans Wanner, Hansjorg Weber.

Der Bericht und Antrag des Regierungsrates betreffend die Anderung des Gesetzes uiber
Familien- und Sozialzulagen (Erhéhung der Kinder- und Ausbildungszulagen) wird zur
Vorberatung an eine 11ler-Kommission (2009/2) tGberwiesen. Diese setzt sich wie folgt
zusammen: Markus Miuller (Erstgewahlter), Werner Bolli, Ernst Grindler, Ruedi
Hablutzel, Beat Hug, Jakob Hug, Ernst Schldpfer, Rainer Schmidig, Dino Tamagni,
Jurg Tanner, Erna Weckerle.

Kleine Anfrage Nr. 29/2002 von Gerold Meier betreffend Entwicklung der Staatsver-
schuldung.

46 Kantonsburgerrechtsgesuche aus den Gemeinden Schaffhausen und Stein am Rhein.
— Die Gesuche gehen zur Vorberatung an die Petitionskommission.

GROSSRATSPRASIDENT ROLF HAUSER: Ich gebe Ihnen die Zusammensetzung
der an der letzten Sitzung beschlossenen drei Spezialkommissionen bekannt:

618



Protokoll der 15. Sitzung vom 2. September 2002

o Der Bericht und Antrag des Regierungsrates betreffend die Anderung des Gesetzes iiber
die Strassenverkehrssteuern wird von einer 13er-Kommission (2002/5) vorberaten.
Diese setzt sich wie folgt zusammen: Gottfried Werner (Erstgewahlter), Cornelia
Amsler, Albert Baumann, Hansueli Bernath, Christian Di Ronco, Samuel Erb, Matthias
Freivogel, Peter Gloor, Werner Gysel, Ruedi Hablutzel, Gerold Meier, Martina Munz,
Hans Wanner.

o Der Bericht und Antrag des Regierungsrates betreffend den Beitritt des Kantons Schaff-
hausen zur revidierten Interkantonalen Vereinbarung uber das oOffentliche Beschaf-
fungswesen vom 25. November 1994/15. Mdrz 2001 wird durch eine 11ler-Kommission
vorberaten. Diese setzt sich wie folgt zusammen: Ernst Schlépfer (Erstgewahlter), Franz
Baumann, Urs Capaul, Dieter Hafner, Franz Hostettmann, Jakob Hug, Georg Meier,
Hansueli Scheck, Kurt Schonberger, Hansruedi Schuler, Bernhard Wipf.

o Der Bericht und Antrag des Regierungsrates betreffend Anderung des Finanzaus-
gleichsdekrets wird durch eine 13er-Kommission (2002/7) vorberaten. Diese setzt sich
wie folgt zusammen: Eduard Joos (Erstgewéhlter), Hansueli Bernath, Hans-Jurg Fehr,
Kurt Fuchs, Hans Gdchter, Veronika Heller, Franz Hostettmann, Richard Mink,
Bernhard Miller, Christian Schwyn, Alfred Sieber, Regula Stoll, Werner Winzeler.

MITTEILUNGEN des Ratsprasidenten:

Am Wochenende vom 25. August 2002 haben die Schaffhauser Stimmberechtigten dem Kre-
dit von 7,84 Mio. Franken zur Aufhebung des Niveautibergangs ,,Enge” mit 17'417 Ja- gegen
9'350 Nein-Stimmen zugestimmt. Damit kann das erste einer ganzen Reihe von Bauvorhaben

zur Entflechtung von Strassen- und Bahnverkehr im Klettgau realisiert werden.

Am selben Wochenende haben unsere Stimmbdrgerinnen und Stimmbirger den ehemaligen
Kantonsrat und jetzigen Gemeindeprésidenten von Opfertshofen, Hannes Germann, in einem
spannenden Wahlkampf mit ausgezeichneten 14'318 Stimmen zum neuen Standesvertreter
von Schaffhausen gewéhlt. Hannes Germann ist Mitglied der SVP. Ich gratuliere Hannes

Germann ganz herzlich und wiinsche ihm viel Befriedigung in seinem neuen Amt.

Die Geschaftsprufungskommission teilt mit, dass sie den Geschéftsbericht der Pensionskasse
fiir das Jahr 2001 vorberaten hat. — Das Geschaft wird auf die nachste Traktandenliste gesetzt.
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Zur TRAKTANDENLISTE:

GEROLD MEIER: Die FDP-Fraktion ist in Bezug auf Traktandum 3 — Motion Nr. 6/2002
von Bruno Loher — der Meinung, dass besagte Motion in zwei Teile aufgeteilt werden sollte,
und zwar deshalb, weil es sich um ganz verschiedene Anliegen der Motionédre handelt. Man
kann zum ersten Teil sehr wohl ja sagen und zum zweiten nein oder umgekehrt. Werden beide
Anliegen der Motion in einer Frage behandelt, sind wir in der Stimmabgabe nicht frei — und
das ist nicht der Sinn des Parlaments. Wir erinnern uns an die unselige Motion der seligen
Staatswirtschaftlichen Kommission: Auch damals wurden verschiedene Anliegen in einen
Vorstoss gepackt, und wir konnten nicht zu jedem einzelnen Anliegen konkret Stellung neh-

men.

GROSSRATSPRASIDENT ROLF HAUSER: Bruno Loher, was halten Sie von diesem

Vorschlag?

BRUNO LOHER: Es geht bei dieser Motion um die Revision eines Dekrets. Es ist nach
meiner Erfahrung durchaus ublich, die Revision eines Dekrets oder eines Gesetzes zu verlan-
gen und danach einige Anliegen einzubringen. So auch hier. Der zweite Teil — die direkte
Ausschittung an die Krankenkassen — ist tibrigens vom Parlament bereits beschlossen. Es hat
ein entsprechendes Postulat von Susi Greutmann an die Regierung tberwiesen. Deren Bericht
und Antrag ist allerdings noch nicht eingetroffen, obwohl die Frist abgelaufen ist. Ich kann

das Problem der FDP-Fraktion nicht nachvollziehen.

GROSSRATSPRASIDENT ROLF HAUSER: Ich schliesse mich dem Motionar an. Wir
halten an der geplanten VVorgehensweise fest. — Die Traktandenliste ist somit genehmigt.
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1.  POSTULAT NR. 5/2002 (VORMALS MOTION NR. 4/2002) VON SILVIA
PFEIFFER BETREFFEND ANDERUNG DER BERUFSSCHULLEHRERVER-
ORDNUNG 89

(Diskussion und Beschlussfassung)

Motions- beziehungsweise Postulatstext: Ratsprotokoll 2002, S. 398.
Begrundung und Stellungnahme der Regierung: Ratsprotokoll 2002, S. 612 - 616.

REGULA STOLL: Ob wir dieses Postulat tiberweisen sollen oder nicht, dartiber gingen in
unserer Fraktion die Meinungen auseinander. Einig waren wir uns aber dennoch in verschie-
denen Punkten, so zum Beispiel dariiber, dass es nicht Sache des Grossen Rates sein kann,
uber Stundenverpflichtungen der Lehrkréfte zu urteilen. Uns fehlen die Grundlagen, also um-
fassende Informationen dazu. Diese Angelegenheit muss zwischen den Betroffenen — den
Lehrkraften — und dem Erziehungsdepartement direkt ausgehandelt werden. Zudem muss
diese Frage im Zusammenhang des Ganzen gesehen werden, namlich im Vergleich mit den
anderen Schulstufen. Die Postulantin hat ja selbst aufgezahlt, wie viele Faktoren zu bertick-
sichtigen sind. Wenn ein Mosaiksteinchen herausgenommen wird, kdnnen die anderen ins
Rutschen kommen. Selbstverstandlich muss diese Frage auch im Zusammenhang mit den
Besoldungen gesehen werden. Dass es bei den Berufsschullehrern drei verschiedene Katego-
rien gibt, je nach Ausbildung und vermitteltem Lehrstoff, I4sst die Vergleiche nicht einfacher
werden.

Unterschiedliche Pflichtpensen fiir Berufsschullehrer und Kantonsschullehrer gibt es auch in
anderen Kantonen. Und auch in anderen Kantonen sind entsprechende Diskussionen und Ab-
klarungen im Gang. Im Kanton Zirich liegen die Pflichtpensen der Berufsschullehrer um eine
Lektion tiefer als bei uns. Tiefer sind aber auch die Pflichtpensen der Kantonsschullehrer, und
zwar um so viel tiefer, dass die Unterschiede zwischen diesen beiden Lehrerkategorien gros-
ser sind als bei uns. Erziehungsdirektor Ernst Buschor soll eine Studie in Auftrag gegeben
haben. Sie sagt aus, dass punkto Arbeitsbelastung und Zeitaufwand eine tiber das Ganze gese-
hen gerechte Verteilung bestehe. Grosser seien — und das kann ich mir gut vorstellen — die
Unterschiede unter den Lehrern derselben Stufe, je nach der Arbeitsweise des Einzelnen.

Wir sehen aber auch, dass sich in der heutigen schnelllebigen Zeit die Berufsbilder und damit
die Anforderungen an die Berufsschullehrkrafte andern. Andern kann sich ebenfalls die Zu-
sammensetzung der Klassen. Auch das hat die Postulantin erwdhnt. Zudem sind Berufsschul-
lehrer heute zum Teil besser ausgebildet als friher — mit einer Ausbildung, die derjenigen

eines Kantonsschullehrers entspricht. Wir sind deshalb der Meinung, dass die Pflichtpensen
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mit den Anstellungsbedingungen Uberprift werden sollen, aber im Gesamtrahmen und im
Rahmen des neuen Personalgesetzes. In diesem Sinn, quasi als Input in die Arbeit am neuen

Personalgesetz, wird ein Teil unserer Fraktion das Postulat Uberweisen.

MARKUS MULLER: Der Regierungsrat wird aufgefordert, die Pflichtpensen der Kantons-
schule anzupassen. So lautet der letzte — ultimative — Satz der Begriindung von Silvia Pfeiffer.
Wir konnten jetzt in Betracht ziehen, die Pensen der Kantonsschullehrer anzupassen. Das hat
die Regierung mit glorreichem Erfolg versucht. Es wirde mich interessieren, wer da nicht
kopfrechnen kann. Ist der Rektor anfangs tatsachlich einverstanden gewesen? Sie erkennen
daraus, wie schwierig der VVorstoss ist.

Er ist geféhrlich, denn er lasst die verfangliche Spirale noch schneller drehen: ,,Der da
verdient mehr als ich — also muss ich auch mehr haben.” Das Anliegen mag berechtigt sein;
ich verfiige allerdings tber zu wenig Wissen in diesem Bereich. Es ist aber nicht von Gutem,
wenn im Vorstoss eine unmissverstandliche Schwarzweissforderung an die Regierung steht.
Die SVP-Fraktion schlagt Ihnen vor, die Anliegen von Silvia Pfeiffer im Rahmen der Perso-
nalgesetz- und der Schulgesetzrevision zu behandeln. Regierungsrat Heinz Albicker wird den
Text des Vorstosses aber dennoch im Kopf behalten, wie ich vermute. Wir sind der Meinung,
es sei beinahe fahrlassig, trotz der Revision der beiden Gesetze hier und heute am Gefiige
herumzuschrauben.

Ich garantiere Ihnen: Nehmen wir jetzt bei den Berufsschulen Korrekturen vor, so kommen
die Kantonsschullehrer mit dem Argument, sie hatten noch weitere Anforderungen zu erful-
len. Und das Pflegepersonal beobachtet die VVorgénge kritisch, auch die Polizei ist wachsam,
ebenso der Strassenwart. Sie erkennen hoffentlich unsere Sorge. Da bietet sich doch eine Ge-
samtschau im Rahmen der beiden Gesetzesrevisionen geradezu an! Eine Gesamtlosung ist
immer sinnvoller als ein Flickwerk.

Ich bin Thnen dankbar, wenn Sie dieses Postulat nicht Gberweisen. Ich aber werde es dennoch
nicht vergessen, sondern die Anliegen im Rahmen der Revision des Personal- und des Schul-

gesetzes wieder aufnehmen.

RAINER SCHMIDIG: Die OBS-EVP-GB-Fraktion unterstiitzt grundsatzlich jeden Vor-
stoss, der auf eine Attraktivierung der Lehrberufe abzielt. Mit diesem Postulat haben wir aber
einige Mihe. Einerseits kommt es in einer Zeit, in der im Rahmen der Personalgesetzrevision
eine aufwéandige Bewertung der einzelnen Funktionen — auch derjenigen der Lehrberufe —

erfolgt und eine allfallige Gewichtsverschiebung innerhalb der Lehrergruppen daraus resultie-
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ren sollte. Andererseits wird mit diesem Vorstoss in die Kompetenz der Regierung eingegrif-
fen. Die Pflichtstunden der Berufsschullehrer sind ausschliesslich in einer Verordnung des
Regierungsrates geregelt und auch dort so, dass nur die Hochstgrenze von 26 Lektionen fest-
gelegt ist. Man kdnnte daraus sogar ableiten, dass das Erziehungsdepartement allein tGber eine
Reduktion der Pflichtstundenzahlen entscheiden kdnnte und dies nur (ber den Staatsvor-
anschlag ausweisen musste. Wir sehen also nicht ein, warum der Regierungsrat in dieser Sa-
che dem Parlament Bericht und Antrag vorzulegen hat. Auch sehen wir keinen Grund, den
Regierungsrat unnétig zu drangen und zu beschéftigen. Dies um so mehr, als weder vom Er-
ziehungsdepartement noch von der Regierung ein Antrag der Lehrerschaft zu diesem Thema
abgelehnt worden wére. Wir sind vielmehr der Meinung, dass in diesem Fall die Verhandlun-
gen direkt zwischen der Regierung und der Lehrerschaft gefuhrt werden sollten. Unsere Frak-
tion wurde ein Postulat im Sinne einer Empfehlung an die Regierung, die Pflichtstunden der
Berufsschullehrerinnen und -lehrer um eine Lektion zu senken, unterstiitzen. Wir kdnnen aber
aus formalen Griinden einem Postulat, das Bericht und Antrag verlangt, nicht zustimmen.
Eine Reduktion der Pflichtstunden kann bei der Lehrerschaft der Berufsschulen sicher aus
ihrer komplexen und anspruchsvollen Arbeit heraus begriindet werden. Wenn aber Vergleiche
herangezogen werden, sollten diese sorgfaltig gemacht werden. So gibt es zum Beispiel in
Schaffhausen keine DMS-Lehrerinnen und -Lehrer. Zur Kantonsschule gehdren die Maturi-
tatsschule, die Diplommittelschule, das Primarschulseminar und das Kindergartenseminar.
Die Lehrerinnen und Lehrer an all diesen Abteilungen sind Kantonsschullehrerinnen und
Kantonsschullehrer, die alle in der gleichen Lohnklasse eingereiht sind. Daflir gelten
unterschiedliche Pflichtstundenzahlen fir ein Vollpensum: 24 beziehungsweise 26 Lektionen
pro Woche flr wissenschaftliche Facher (bei acht Schulern ist eine Grenze fiir die Bewertung
einer Lektion). Musik, Sport und Bildnerisches Gestalten haben 28 Lektionen und
Instrumentallehrer 32 Lektionen Pflicht. Am Seminar werden Lektionen — je nach Semester —
wegen Praktika zum Teil nur zu einem Finfunddreissigstel oder gar einem
Zweiundvierzigstel besoldet. Die Pflichtlektionen der Padagogischen Hochschule werden
nach § 44 Abs. 4 des Schuldekrets vom Regierungsrat festgelegt; sie werden mit Sicherheit
niedriger sein als diejenigen der Kantonsschule.

Im Kanton Zirich wurde im Jahr 2000 eine umfangreiche und sehr aussagekréftige Arbeits-
zeitstudie der Lehrerinnen und Lehrer tber alle Schulstufen hinweg durchgefiihrt. Neben der
Arbeitsbelastung durch den Unterricht wurden verschiedene andere Belastungsfaktoren unter-
sucht. Der Kanton Zirich kennt auf einem tieferen Niveau ahnliche prozentuale Unterschiede

der Pflichtstundenzahlen der einzelnen Lehrergruppen wie Schaffhausen. Interessant ist nun,
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dass die Studie zu folgendem Schluss kam: Zwar haben die Mittelschullehrer — ihnen folgen
die Sekundarlehrer — die hochste jahrliche Arbeitsbelastung aufzuweisen (die Belastung der
Lehrer an den Berufsmittelschulen ist deutlich geringer, auch geringer als diejenigen an den
Berufsschulen), doch sind die Unterschiede Gber alle Schulstufen im Verhéltnis zur Gesamt-
arbeitszeit nicht allzu gross. Die Gesamtarbeitszeit der Lehrerinnen und Lehrer in allen Schul-
stufen ist aber deutlich hoher als die aus dem Personalgesetz berechenbare Gesamtarbeitszeit
flr kantonale Angestellte. Daraus zieht die Studie den Schluss, dass bei den geltenden Pflicht-
stundenzahlen eine ziemlich einheitliche Arbeitsbelastung Uber die verschiedenen Stufen
hinweg vorliegt. Die Unterschiede von Lehrperson zu Lehrperson (auch innerhalb der glei-
chen Gruppe) Ubertreffen die stufenspezifischen Unterschiede. Daraus folgert die Studie, dass
nicht nur die generelle Reduktion der Pflichtlektionen, sondern die gezielte Entlastung sehr
belasteter Lehrkréfte notwendig ist. Dies soll im Kanton Zirich durch die Bewilligung von
Lektionenpools geschehen, die den Schulleitungen flr gezielte Entlastungen zur Verfugung
stehen. Neben der Entlastung durch die Reduktion der Pflichtlektionen wird es also auch bei
uns in Zukunft notwendig sein, die anderen Belastungsfaktoren ebenso genau zu analysieren
und gezielt fur Entlastung zu sorgen.

Damit nun auch unsere Fraktion dem Postulat ohne Wenn und Aber zustimmen kann, bitte ich
Silvia Pfeiffer, ihren Text wie folgt zu andern: ,,Die Regierung wird aufgefordert, im Rahmen
ihrer Kompetenz das Pflichtpensum der Berufsschullehrkréfte um eine Lektion pro Woche zu

senken.*

HANSJORG WEBER: Die ungleiche Gewichtung und damit verbunden die unterschiedli-
chen Pflichtpensen der vollbeschéftigten Lehrkrafte an den Berufsschulen und der Lehrkrafte
an der Kantonsschule wirken in der Tat storend. Eigentlich sollte ja gelten, dass gleiche Auf-
gaben auch gleich behandelt werden. Was hier tatsachlich vergleichbar ist, ist fir mich offen.
Wir von der CVP unterstiitzen, dass der Regierungsrat dies detailliert tberpriift, auch im
Rahmen einer Arbeitsplatzbewertung.

Ein Punkt ist mir noch wichtig: Ich bitte den Regierungsrat, Folgendes in die Priifungen ein-
zubeziehen. Die Berufe im Gesundheitswesen sollen zukiinftig vom BIGA anerkannt werden.
Somit sind die beiden Schulen in Schaffhausen fur Physiotherapie und fir Krankenpflege neu
als Berufsschulen wahrzunehmen. Wichtig ist mir, dass dieser Umstand in die Abklarungen
bei einer Anderung der Berufsschullehrerverordnung einzubeziehen ist; auch sollen die Folge-
rungen daraus deutlich gemacht werden. Die CVP-Fraktion unterstiitzt in diesem Sinn die

Uberweisung des Vorstosses als Postulat.
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GROSSRATSPRASIDENT ROLF HAUSER: Ich bitte die Postulantin, zu den an sie

gerichteten Fragen Stellung zu nehmen.

SILVIA PFEIFFER: Ich bin mit der von Rainer Schmidig vorgeschlagenen textlichen Ande-
rung einverstanden.

Mit der Argumentation der SVP habe ich grosse Miihe. Aus ihrer Zeitungsnotiz ist hervorge-
gangen, dass sie die Schulgesetzrevision vorschiebt, um mein Postulat abzublocken. Das
Schulgesetz regelt jedoch nichts tber die Berufsschulen. Alle anderen haben etwas erhalten.
Die Vernehmlassung tber die Pflichtpensenreduktion der Volksschullehrkréfte im Kinder-
garten, an der Primar- und der Orientierungsschule ist zudem im Gang. Lehnen Sie heute das
Postulat ab, so setzen Sie folgendes Zeichen: Wir haben der Kantonsschule etwas gegeben,
wir haben die Absicht, bei den Gbrigen Volksschullehrpersonen die Pflichtpensen zu senken —
nur von den Berufsschullehrern sprechen wir nicht. Das ware falsch und fatal.

Stimmen Sie bitte dem Postulat zu. Es lautet nun: ,,Die Regierung wird aufgefordert, im
Rahmen ihrer Kompetenz das Pflichtpensum der Berufsschullehrkrafte um eine Lektion pro

Woche zu senken.*

CHARLES GYSEL.: Ich empfehle Silvia Pfeiffer, das nun noch abgeanderte Postulat in eine
Interpellation umzuwandeln. Sie kénnte sich damit eine Schmach ersparen. Ich bin ndmlich
sehr dafir, dass wir die Kompetenzen beachten. Und hier geht es um Eingriffe in Kompeten-
zen. Nun sind auch Arbeitsgruppen an der Arbeit, und die sollen uns Vorschlage machen. Es
werden das Schulgesetz und das Personalgesetz revidiert — in diesem Zusammenhang missen

all diese Probleme gesehen und gel6st werden.

CHRISTIAN HEYDECKER: Bei der StwK-Motion, in der es um die Erhéhung der Lekti-
onsdauer an der Kantonsschule von 40 auf 45 Minuten ging, hat sich der Regierungsrat bereit
erklart, das Problem des Verhéltnisses der Belastung zwischen den Kantonsschul- und den
Berufsschullehrern im Rahmen der Personalgesetzrevision zu prufen und zu beurteilen. Des-
halb wurde besagte Motion fiir erledigt erklart. Wir brauchen also keinen weiteren Vorstoss!
Aus diesem Grund werden wir ihn auch ablehnen. Der Regierungsrat hat das Problem

erkannt.

MARKUS MULLER: Wir sind keineswegs gegen die Berufsschullehrer! Das ist Unsinn. Es

soll doch ganz klar etwas getan werden. Alle hétten etwas erhalten, nur die Berufsschullehrer
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nicht, sagt Silvia Pfeiffer. Aber damit dreht sie gerade die Spirale, die wir endlich aufhalten

mussen. Die Mdglichkeit dazu haben wir nun mit der Gesetzesrevision.

SILVIA PFEIFFER: Ich werde mein Postulat nicht in eine Interpellation umwandeln. Unter-
stiitzen Sie aber bitte das Postulat in seiner neuen kurzen Form. Inhaltlich hat sich nichts ge-

andert. — Wir mussen jetzt ein Zeichen setzen.

REGIERUNGSRAT HEINZ ALBICKER: Die Aussage, die Regierung gebe allen etwas,
nur den Berufsschullehrern nicht, ist falsch. Wir fuhren unsere Verhandlungen nicht in der
Offentlichkeit, wie Sie verstehen werden. Am 15. Marz 2002 jedenfalls haben wir den Be-
rufsschullehrern einen Brief gesandt, und zwar in Bezug auf die Anpassung ihres Gehalts. Wir
sind Uberzeugt, dass wir flr diese Lehrkrafte im Zusammenhang mit der Personalgesetz- und
der Schulgesetzrevision mogliche Anpassungen vornehmen kdnnen — ob mit oder ohne Pos-

tulat.

ABSTIMMUNG

Mit 33 : 29 Stimmen wird das Postulat Nr. 5/2002 (vormals Motion Nr. 4/2002) von
Silvia Pfeiffer betreffend Anderung der Berufsschullehrerverordnung § 9 nicht an die

Regierung Uberwiesen. — Das Geschaft ist erledigt.

2. MOTION NR. 5/2002 VON CHRISTIAN HEYDECKER BETREFFEND MIT-
WIRKUNGSRECHTE DES GROSSEN RATES

Motionstext: Ratsprotokoll 2002, S. 398.
Schriftliche Begrindung:
Die Geschaftsberichte der EKS AG und der RVSH sind den Mitgliedern des Kantonsrates von

der Verwaltung wohl zugestellt worden. Der Kantonsrat konnte sich jedoch nicht formell mit
diesen Geschaftsberichten befassen. Dieser Mangel ist zu beheben.

VERONIKA HELLER tritt in den AUSSTAND.
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CHRISTIAN HEYDECKER: Der Motionstext spricht fir sich. Ich halte mich kurz. Der
Kantonsrat tbt die Oberaufsicht Gber die Verwaltung, aber auch tber die anderen Trager 6f-
fentlicher Aufgaben aus. Ich verweise auf die neue Kantonsverfassung, in der wir das in den
Artikeln 51 und 55 ausdrticklich festgehalten haben.

Im Fruhling dieses Jahres sind uns die Jahresberichte der EKS AG und der RVSH auf das Pult
gelegt worden. Die wenigsten von Ihnen werden die Unterlagen grundlich studiert haben. So
sind wir naturlich nicht in der Lage, die Oberaufsicht Uber diese beiden Gesellschaften wahr-
zunehmen! Es ist deshalb zwingend notwendig, dass die Jahresberichte von einer vorberaten-
den Kommission — vorzugsweise der Geschaftspriifungskommission — fur die Diskussion im
Ratsplenum vorbereitet werden. In der Diskussion kénnen allfallige Fehlentwicklungen er-
kannt und entsprechende politische Vorstdsse unternommen werden.

Art. 698 des Schweizerischen Obligationenrechts schreibt klar vor, dass der Jahresbericht
einer Aktiengesellschaft einzig und allein von der Generalversammlung genehmigt werden
kann. Eine Genehmigung durch den Kantonsrat ist in unseren beiden Fallen nicht maglich.
Die SVP winscht eine umfassende Priifung der Mitwirkungsrechte bei solchen verselbststan-
digten Gesellschaften. Ich wehre mich nicht dagegen, dass der Regierungsrat bei der Umset-
zung dieser Motion noch weitere Fragen prift oder andere Punkte beleuchtet. Ich habe mich
jedoch bewusst aus drei Grinden auf die Genehmigung der Jahresberichte konzentriert: 1)
Wir mussen die Oberaufsicht, die wir wahrzunehmen haben, auch tatséchlich ausuben kon-
nen. 2) Das Anliegen ist ohne grossen Aufwand gesetzestechnisch zu realisieren. 3) Wir — der
Grosse Rat wie auch der Regierungsrat — missen mit einer Gesamtschau der Mitwirkungs-
rechte zuerst Erfahrungen sammeln. Der Regierungsrat kann allfallige Schwachstellen sehr

wohl erkennen und gezielt beheben, sobald er die nétigen Erfahrungen gesammelt hat.

REGIERUNGSRAT HANS-PETER LENHERR: Der Regierungsrat ist bereit, die Motion
entgegenzunehmen. Gemaéss Art. 22 des Gesetzes Uber den Grossen Rat ist der Regierungsrat
verpflichtet, dem Grossen Rat periodisch ein Regierungsprogramm zur Kenntnisnahme vor-
zulegen. Im Ubrigen ist er berechtigt, weitere Berichte zur Kenntnisnahme zu unterbreiten.
Von dieser Moglichkeit hat er auch wiederholt Gebrauch gemacht, letztmals im Zusammen-
hang mit der Orientierungsvorlage betreffend Perspektiven und Vorhaben des privaten und
offentlichen Verkehrs. In diesem Sinn ist der Regierungsrat bereit, ab dem néchsten Jahr
beispielsweise die Geschéftsberichte der EKS AG und der RVSH AG formell mit einem Be-
gleitbericht zur Kenntnisnahme zuzustellen, damit sie traktandiert und diskutiert werden kon-

nen. Im Zusammenhang mit der ohnehin im Anschluss an die Annahme der Verfassung not-
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wendigen Anpassung des Gesetzes Uber den Grossen Rat beziehungsweise der Geschaftsord-
nung — die rechtlich ein Dekret ist — konnte dann dieser Anspruch auch rechtlich verankert
und das Motionsanliegen formell erftllt werden.

Allfallige weitergehende Mitwirkungsrechte des Grossen Rates miissen in den entsprechenden
Spezialgesetzen geregelt werden. Davon hat der Grosse Rat sowohl im Falle des EKS als auch
der RVSH Gebrauch gemacht, indem der Aktienverkauf an Dritte ab einem gewissen Prozent-
satz dem Grossen Rat vorbehalten bleibt. In beiden Féllen hat sich der Grosse Rat auch das
Recht der Statutengenehmigung vorbehalten. Diskutiert mit der GPK wurde anlésslich einer
Sitzung in diesem Frihling auch, inwieweit die Aktionarsrechte allenfalls anstelle des Regie-
rungsrates vom Grossen Rat wahrgenommen werden kdnnten. Das ware sachlich und recht-
lich nicht unproblematisch. Fur das Anliegen des Motionérs gilt dies allerdings nicht, weshalb
der Motion aus Sicht der Regierung zugestimmt werden kann. Das Anliegen des Grossen Ra-
tes, dass periodisch anhand des Geschéftsberichtes der verselbststandigten Unternehmen
informiert wird und dartiber auch diskutiert werden kann, ist sicher legitim. So wird er in die
Lage versetzt, seine Oberaufsicht Uber die Regierung wahrzunehmen. Der Regierungsrat ist
auch bereit, ber das Anliegen des Motionars hinausgehende Vorschldage nochmals zu prifen.
Die Vorlage betreffend Zukunft der EKS AG, die Sie im Herbst erhalten werden, wird ge-

wisse Uberlegungen dazu enthalten.

CHARLES GYSEL.: Die SVP-Fraktion hat schon seit Monaten darauf hingewiesen, dass der
Aufteilung der Kompetenzen bei der Verselbststdandigung oOffentlicher Aufgaben (EKS,
RVSH) zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Die Oberaufsicht des Parlaments wurde
praktisch ausgeschaltet. Konflikte sind programmiert, wenn der Regierungsrat in einem Be-
trieb das Verwaltungsratspréasidium stellt, die Aktionarsrechte wahrnimmt, Leistungsauftrage
ausarbeitet und (sich) gleichzeitig Décharge erteilt. Die von einer Motion der SVP geforderte
Anderung des Organisationsgesetzes, mit einer entsprechenden Anpassung, steht nach der
allfalligen Annahme der neuen Kantonsverfassung bevor. Die Motion der FDP betreffend
Mitwirkungsrechte des Kantonsrates greift somit ein bekanntes und von der SVP schon
mehrmals im Grossen Rat aufgeworfenes Problem auf, bleibt aber im Ansatz stecken. Es ge-
nlgt nicht, dass nach der Generalversammlung dem Kantonsrat die Geschaftsberichte noch
zur formellen Kenntnisnahme — was immer das heisst — zugestellt werden. Die Ereignisse im
Kanton Thurgau mit dem Reiseblro Mittelthurgau und mit der Bahn (Rucktritt eines Regie-
rungsrates) lassen grussen. Und wie sagte doch der Thurgauer Regierungsprasident an einer

Medienkonferenz? Zu lange habe man — nicht zuletzt wegen des Kollegialitatsprinzips und im
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Vertrauen auf Zusicherungen — zugewartet. Die SVP vertritt die Meinung, dass die Kompe-
tenzen und die Verantwortlichkeiten klar zu regeln sind und die Oberaufsicht des Parlaments
gewdhrleistet wird. Im Ubrigen ist das natiirlich nicht nur ein Thema der Schaffhauser Politik.
Auch in den Kantonen Zirich, Bern und Aargau wird nach vernunftigen Losungen gesucht.
Im Kanton Thurgau wird im Kantonsrat das Thema ebenfalls diskutiert, und es werden Fragen
gestellt: Wie funktioniert das bei verselbststandigten Gesellschaften mit den Aktionarsrechten
in der Generalversammlung? Wer (bt sie aus? Wie nimmt der gesamte Regierungsrat Ein-
fluss? Hier kann ich gleich nachfragen, wie das bei uns im Kanton Schaffhausen aussieht.
Gerade im Hinblick auf die heutige Diskussion habe ich den Geschéftsbericht 2000/2001 des
EKS studiert. Der Bericht ist so schon aufgemacht, dass man sich direkt ins Blauburgunder-
land versetzt fiihlt. Die Generalversammlung hat den Geschéftsbericht abgenommen. Die Ak-
tien hat der Regierungsrat vertreten. Ich habe mich einmal erkundigt, ob ich einen Auszug aus
dem Protokoll der Regierung tber die gefassten Beschlisse erhalten konne. Wie es aussieht,
hat sich die Regierung mit diesem Bericht formell gar nicht befasst. Auch tber die Ausstands-
regelung des VR-Prasidenten oder Uber die finanzielle Abgeltung der Arbeitsleistungen der
Staatsbeamten fir das verselbststandigte Werk herrscht Schweigen. Aber vielleicht erhalte ich
heute eine Antwort:

1. In der Erfolgsrechnung im EKS-Bericht sind 4,5 Mio. Franken Reserven gebildet worden.
In der Bilanz auf Seite 25 werden 16 Mio. Franken Reserven ausgewiesen, im Vorjahr waren
es 10,2 Mio. Franken. Die Differenz betragt 5,8 Mio. Franken. Das ergibt einen Fehlbetrag
von 1,3 Mio. Franken, den ich mir nicht erklaren kann. Mich wiirde interessieren, welche Be-
schlusse die Regierung in Bezug auf diese Differenz gefasst und welche Meinung sie an der
GV vertreten hat.

2. Gemass Bilanz verfugt das EKS bei einer Bilanzsumme von 112 Mio. Franken Gber flis-
sige Mittel und Festgeldanlagen von sage und schreibe 24 Mio. Franken. Bisher habe ich
nicht gelesen, dass die Regierung eine Sonderdividende in der Gréssenordnung von 10 Mio.
Franken beschlossen hat. Ich glaube auch nicht, dass diese Mittel bendtigt werden. Dem
Kanton wiirde eine Sonderdividende gut tun.

Mit diesen Punkten wollte ich eigentlich nur aufzeigen, dass eine Kompetenzentflechtung
zwingend notwendig wird. Die SVP-Fraktion ist natirlich froh, dass das Thema jetzt auch
von einer anderen Fraktion angegangen wird. Nur geht uns der Motionstext zu wenig weit.
Dass das Problem vorhanden ist und in absehbarer Zeit geldst werden muss, ist heute auch
einzelnen Regierungsraten klar. Damit wir im Grossen Rat nicht noch einmal einen Vorstoss

behandeln missen, schlage ich vor, den Motionstext wie folgt zu ergénzen: ,,Gleichzeitig wird

629



Protokoll der 15. Sitzung vom 2. September 2002

der Regierungsrat eingeladen, die Vertretung des Regierungsrates in Verwaltungsraten, die
Ausiibung der Aktionarsrechte durch den Regierungsrat und die Oberaufsicht des Parlaments
zu Uberprifen und dem Grossen Rat tber eine mogliche Entflechtung der Kompetenzen Be-
richt und Antrag zu stellen.“

Diese Formulierung haben wir sehr offen gehalten. Wir fordern eine Entflechtung, allerdings
ohne bereits jetzt schon eine zu starke Einschrankung zu verlangen oder eine Richtung anzu-
geben.

Ohne den von der SVP verlangten Zusatz konnte das Gleiche passieren wie mit meiner sei-
nerzeitigen Motion zur Anderung des Organisationsgesetzes. Es hiess einfach: Eine Volksab-
stimmung lohnt sich deswegen nicht. Die SVP-Fraktion wirde diese Erganzung sehr

begriissen und stimmt dann auch der Uberweisung der Motion zu.

KURT FUCHS: Unsere Fraktion wundert sich tber diese Motion, weil sie ausgerechnet von
den Freisinnigen eingereicht wurde. Noch vor wenigen Jahren waren die Freisinnigen die
Forderer einer Privatisierung der kantonalen Betriebe. Die Stimmung im Volk hat sich
geéndert. Nun kommt die FDP, den Prasidenten an der Spitze, mit Tranen in den Augen und
jammert: ,,Jetzt haben wir nichts mehr zu sagen bei den privatisierten Betrieben.*

Die Motion verlangt nur: ,,zur formellen Kenntnisnahme®. Unser Rat soll in Zukunft etwas
zur Kenntnis nehmen, was er bisher schon lesen konnte. Das ist alles. Es kann traktandiert
werden, es kann diskutiert werden, aber es kann nichts beschlossen oder abgeéndert werden.
Solange die Motion nicht weiter geht und mehr Mitbestimmungsrechte fur den Grossen Rat

verlangt, nltzt sie nichts. Ja, sie ist unnotig.

RICHARD MINK: Die CVP-Fraktion hélt den Vorstoss fir sinnvoll. Der Regierungsrat hat
signalisiert, dass er bereit ist, weitergehende Gesetzesgrundlagen zu prifen. Das scheint uns
ebenfalls notwendig zu sein. Ob der Vorstoss noch ergénzt wird, ist fur mich nicht massge-

bend. Massgebend ist, dass das Problem erkannt worden ist. Wir unterstltzen die Motion.

HANSUELI BERNATH: Grundsatzlich teilen wir die Auffassung, dass die Aufsichtspflicht
des Grossen Rates auch fur privatrechtliche Gesellschaften gilt, wenn der Kanton beteiligt ist.
Nun erfolgt die Uberfiihrung einer offentlichen Aufgabe in eine privatrechtlich organisierte
Gesellschaft oft auch unter dem Aspekt einer effizienteren Aufgabenerfillung. Diesen Effekt
sollte der Grosse Rat unseres Erachtens nicht mindern, indem er jeden Geschéftsbericht sepa-

rat traktandiert und jeweils eine Debatte mit Stellungnahmen aller Fraktionen auslost. Wir
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kdnnten uns allenfalls vorstellen, dass die Geschaftsberichte aller in Frage kommenden ver-
selbststandigten Gesellschaften der GPK und dem Grossen Rat zusammen mit dem Verwal-
tungsbericht zur formellen Kenntnisnahme vorgelegt werden. Damit wére unseres Erachtens
dem Anliegen Geniige getan, ohne dass die parlamentarische Betriebsamkeit zusatzlich ange-
kurbelt wirde. Die Mdglichkeit der Einflussnahme des Parlaments im Rahmen der Budgetde-
batte und der Rechnungsabnahme besteht ohnehin.

Wenn der Motiondr bereit ist, unsere Anregungen in seinen Vorstoss aufzunehmen, oder
wenn der Regierungsrat signalisiert, dass sein VVorschlag in diese Richtung gehen wird, erhebt
sich unsererseits kein Widerspruch gegen die Uberweisung der Motion. Wir kénnen auch das

Anliegen von Charles Gysel unterstiitzen.

ERNST SCHLAPFER: Es gibt Leute, die wegen des Redens in den Grossen Rat gehen.
Hé&ufig reden sie gern, lang und — langweilig. Und sie sagen erst noch nichts. Fir mich kommt
die Motion aus dieser Kiiche. Gefragt wére aber eine Motion, welche die Mitwirkungsrechte
des Grossen Rates echt regelt, denn es kann nicht sein, dass verschiedene grdssere Geschafte
von privatrechtlichen Gesellschaften mit 6ffentlichen Aufgaben sozusagen am Grossen Rat
vorbei geregelt werden. Gefragt ware deshalb zumindest die Genehmigung eines Geschéftsbe-
richts oder eine Wahrnehmung der Aktionérsrechte durch Mitglieder des Grossen Rates oder
eine Vergrosserung der GPK mit dem Zweck, die Geschéfte direkt zu Uberwachen.

Gefordert wird in der Motion aber nur, dass von einem Geschéftsbericht Kenntnis genommen
werden kann. Oder konkret: Es soll dariiber geschwatzt werden, ohne dass eine Entschei-
dungsbefugnis besteht. Die Motion ist als Uberflissig abzulehnen. Auf noch mehr Palaver
kdnnen wir verzichten. Oder sie muss dahingehend abgeédndert werden, dass der Grosse Rat

tatsachlich etwas zu entscheiden hat.

REGIERUNGSRAT HANS-PETER LENHERR: Der Geschaftsbericht 2000/2001 der
EKS AG wurde im Regierungsrat eingehend besprochen. Es wurden alle zuhanden der
Generalversammlung gestellten Antrége diskutiert. Nach den tblichen Beschlissen wurde der
Président erméchtigt, dem Bericht zuzustimmen und eventuelle Fragen zu stellen. Wir haben
das serids getan, auch wenn Sie kein Protokoll dariiber erhalten haben. Im Ubrigen wurde die
Frage gepriift, ob ein Regierungsrat, der zugleich im Verwaltungsrat eines verselbststandigten
Betriebs sitzt, in den Ausstand treten muss. Das muss er nach allen Abklarungen und
Bundesgerichtsentscheiden nicht.
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Alle Kantonswerke, die mit der Axpo verbunden sind, haben Gbrigens gewisse Rickstellun-
gen gemacht. Die Unternehmen wurden nochmals nach den gleichen Kriterien bewertet. Die
nicht betriebsnotwendigen Mittel wurden — fiir den Fall eines Zusammenschlusses — nochmals
neu festgelegt. Der Verwaltungsrat und der Regierungsrat haben, gestiitzt auf diese neusten
Abklarungen, beschlossen, dass im Falle eines Zusammenschlusses noch einmal 10 Mio.
Franken in bar aus dem Unternehmen herausgenommen werden kénnen.

Ich muss Hansueli Bernath noch darauf hinweisen, dass die Geschéftsjahre von EKS AG und
RVSH nicht einheitlich sind.

STAATSSCHREIBER RETO DUBACH: Die Geschéftsberichte wurden dem Grossen Rat
mit dem Ziel zugestellt, dass sich jedes Ratsmitglied mit dem abgelaufenen Geschéftsjahr
befassen konnte. Die GPK hétte sich mit den Berichten auseinander setzen kdnnen. Sie hatte
auch dem zustandigen Departementschef Fragen stellen durfen. Die Oberaufsicht ist also ge-
wahrleistet.

Im Ubrigen dirfen wir uns nicht Sand in die Augen streuen. Es geht bei Privatisierungen und
Verselbststandigungen in der Tat fur den Grossen Rat wie auch fir den Regierungsrat um ein
Stlick Verlust an Oberaufsicht. Das hat mit einer Verteilung der Rollen zu tun. Wir missen so
ehrlich sein und sagen, ob wir bereit sind, einen Teil unserer Kompetenz abzugeben. Wir
kdnnen nicht einerseits privatisieren und anderseits samtliche Kompetenzen des Grossen

Rates und des Regierungsrates beibehalten.

MARCEL WENGER: Kurt Fuchs hat nun mit der parteipolitischen Fliegenklatsche herum-
gewedelt. Es hat sich aber damals auch ein sozialdemokratischer Kantonsrat fur die Verselbst-
stdndigung des EKS massiv stark gemacht. Nachdem ich in diesem Rat darum gebeten hatte,
die stillen Reserven des EKS nicht als Aktienkapital, sondern als Aktionarsdarlehen bei der
Grindung aufzunehmen, ist Kurt Fuchs aufgestanden und hat mich gescholten, ich solle die-

ses EKS nicht so schwach in die Verselbststandigung laufen lassen.

CHRISTIAN HEYDECKER: Es hat kein Stimmungswandel stattgefunden. Ich bin nach
wie vor fest davon Uberzeugt, dass es richtig ist, was wir mit diesen Verselbststandigungen
getan haben, und zwar zum Wohl und Nutzen des ganzen Kantons. Aber das hindert mich
doch nicht, den eingeschlagenen Weg im Sinn von ,learning by doing*“ noch ebener zu
gestalten. Die Mitglieder des Grossen Rates sollen ,,gezwungen“ werden, sich mit den

Geschaftsberichten auseinander zu setzen.

632



Protokoll der 15. Sitzung vom 2. September 2002

Ich werde den Text nicht abandern. Es sollte geniigen, wenn uns der Regierungsrat in Aus-
sicht gestellt hat, er werde diese Fragen nochmals a fond priifen. Es liegt auch an ihm, die

Form und den Umfang der Umsetzung zu wahlen.

KURT FUCHS: Ich lege Christian Heydecker einen neuen Text vor. Vielleicht kann er dem
zustimmen. ,,Der Regierungsrat wird beauftragt, in den entsprechenden Rechtsgrundlagen
vorzusehen, dass in privatrechtlichen Gesellschaften, die eine 6ffentliche Aufgabe wahrneh-
men und an denen der Kanton eine massgebliche Beteiligung hélt, klare Mitbestimmungs-
rechte fur die kantonale Behérde festgelegt werden.* Das wére doch etwas! Dem stimmen wir

dann zu.

ABSTIMMUNG

Mit 42 : 14 Stimmen wird die Motion Nr. 5/2002 von Christian Heydecker betreffend
Mitwirkungsrechte des Grossen Rates erheblich erklart. — Die Motion erhélt die Nr.
475.

3. MOTION NR. 6/2002 VON BRUNO LOHER BETREFFEND REVISION DES
DEKRETES UBER DEN VOLLZUG DES KRANKENVERSICHERUNGS-
GESETZES: BESSERE BERUCKSICHTIGUNG DES EINKOMMENS BEI DER
PRAMIENVERBILLIGUNG

Motionstext: Ratsprotokoll 2002, S. 398.

Schriftliche Begrindung:

Unser Gesundheitswesen zeichnet sich durch eine hohe Qualitat aus mit einem Grundleis-
tungskatalog, der fur alle Burgerinnen und Burger zuganglich und verfugbar ist. Andrerseits
sind die Kosten daflir hoch (nach den USA weltweit am teuersten) und steigen weiter stark an.
Diese Kostenentwicklung ist ein ungeldstes Problem.

Die hohen Kosten schlagen sich in stark steigenden Krankenkassenpramien nieder. Die
Schweiz kennt als einziges europaisches Land das System der Kopfpramien. Dies bedeutet,
dass in einer Region Versicherte einer Kasse ungeachtet ihres Einkommens prinzipiell die
gleiche Pramie bezahlen. Die Pramienverbilligung soll hier korrigierend kleine Einkommen
entlasten.
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In Schaffhausen wird die Pramienverbilligung im Dekret Gber den Vollzug des Krankenversi-
cherungsgesetzes geregelt. Die Gesamtsumme ist abhéngig von den Mitteln, die der Grosse
Rat wahrend der Budgetdebatte genehmigt. Dabei bestehen Vorgaben des Bundes, der sich
wesentlich finanziell daran beteiligt. Die Kantone haben die Mdglichkeit, den Ausschop-
fungsgrad der Bundesmittel zwischen 50 Prozent und 100 Prozent zu variieren. Die Summen
sind aneinander gekoppelt, d. h., wenn der Kanton weniger zahlt, bekommt er entsprechend
weniger vom Bund. Fur 2002 betragt die totale Summe 27 Mio. Franken, davon zahlt der
Bund knapp 17 Mio. (=63 Prozent), der Kanton 5,5 Mio., die Gemeinden 4,5 Mio. Dies ergibt
einen Ausschopfungsgrad von ca. 80 Prozent.

Die individuellen Verbilligungen werden berechnet aus dem anrechenbaren Einkommen und
den Richtpramien, die vom Regierungsrat jedes Jahr festgelegt werde. Der maximale Anteil
der Pramien am anrechenbaren Einkommen darf 10 Prozent nicht (bersteigen. Es werden
maximal 75 Prozent der Pramien zurickerstattet, wobei es Ausnahmen gibt (z. B. EL-
Bezliger/innen). Laut Bericht des Sozialversicherungsamts bekamen im Jahr 2001 33 Prozent
der Bevolkerung (ca. 13'600 Personen) Pramienverbilligung. Die ausbezahlten Betrage
sanken im 2001 trotz steigender Pramien gegentber 2000 um ca. 2,4 Mio.

In einer Studie des Bundesamtes fiir Sozialversicherungen (BSV) wurden die Auswirkungen
des KVG untersucht. Zur Pramienverbilligung in Schaffhausen stellt die Studie fest, dass die
Situation bei uns ,,besonders bedenklich* sei. In der Antwort auf die Kleine Anfrage 18/2001
widerspricht der Regierungsrat dieser Einschatzung und stellt vor allem bei alleinstehenden
Rentnerinnen Defizite fest. Der Grosse Rat hat sich anlésslich der Interpellation 9/2001 von
Claudine Traber und den Motionen 7/2001 von Richard Altorfer und 8/2001 von Dieter
Hafner mit dem Thema beschéftigt. Der Regierungsrat hat eine Revision des Dekretes fiir
2002 angekindigt, auch unter Bericksichtigung neuer Vorgaben des Bundes und der seit 1.
Juni 2002 geltenden bilateralen Vertrage mit der EU.

Der Kanton Graubtnden wird 2003 ein wegweisendes neues Modell der Pramienverbilligung
einfihren. Nach einstimmiger Verabschiedung im Parlament hat das Volk mit 80 Prozent
zugestimmt. Grundgedanke ist eine bessere Entlastung von Einzelpersonen und Familien mit
kleinem Einkommen. Dies wird erreicht durch einen nach Einkommen abgestuften
Selbstbeteiligungsanteil an den Krankenkassenpramien. Dieser betragt flr anrechenbare
Einkommen bis 10'000 Franken 5 Prozent und steigt in Schritten von 10'000 Franken bis
maximal 10 Prozent ab 60'000 Franken Einkommen. Der Selbstbehalt wird durch den
Grossen Rat unter Berticksichtigung der finanziellen Mittel festgelegt. Zudem ist im neuen
Gesetz die Bestimmung, dass die Pramienverbilligung mdglichst an die Versicherer
auszubezahlen sei. Das Modell Graubiinden nimmt besser Rucksicht auf die wirtschaftlichen,
personlichen und familiaren Verhaltnisse als unser geltendes Dekret. Schaffhausen sollte ein
flr unsere Verhéltnisse angepasstes Modell mit &hnlicher Stossrichtung einfuhren.

BRUNO LOHER: Die Kosten fiir das Gesundheitswesen und damit die Krankenkassenpréa-
mien steigen weiter. Der Anstieg wird, je nach Quelle, 5 bis 10 Prozent betragen. Der Regie-
rungsrat erachtet in seinem Programm eine Revision des Vollzugs der Pramienverbilligung
als notig. Er will sie noch dieses Jahr realisieren. Ein wichtiges Anliegen ist die Regelung
uber die Pramienverbilligung fir Grenzgangerinnen und Grenzganger, dies im Zusammen-
hang mit den bilateralen Abkommen mit der EU. Der Regierungsrat hat tbrigens im Juni
2002 die Verordnung uber den Vollzug des Krankenversicherungsgesetzes revidiert. Es betraf
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die obligatorische Krankenpflegeversicherung auch fur nicht erwerbstatige Familienangeho-
rige mit Wohnsitz in EU- und EFTA-Staaten.

Zum Bilndner Modell: Es enthélt einen Selbstbeteiligungsanteil der Versicherten an den
Krankenkassenpramien. Der Selbstbeteiligungsanteil ist nach Einkommenskategorien
abgestuft. Er steigt mit dem zunehmenden anrechenbaren Einkommen. Personen mit
niedrigem Einkommen und insbesondere Familien mit Kindern werden mit diesem System
am starksten entlastet. Es resultiert eine Begrenzung der privaten Haushaltsbelastungen durch
die Krankenkassenprdmien. Die Prédmien sollen also fur die Zielbevolkerung langfristig
tragbar sein. Im Kanton Graubunden besteht die Absicht, fir etwa einen Drittel der
Bevolkerung die Pramien zu vergunstigen. Graubiinden schopfte im Jahr 2001 50 Prozent an
Bundesmitteln aus; fiir 2003 ist ein Anstieg auf 66 Prozent, fur 2004 auf 69 Prozent geplant.
Der Bundesrat hat kirzlich einen Vorschlag unterbreitet, wie die Pramienverbilligung neu ge-
staltet werden konnte. Der Bund soll den Kantonen vorschreiben, die Versicherten in vier
Kategorien einzuteilen. Dabei soll die Pramienlast einen gewissen Prozentsatz des Reinein-
kommens bei der Bundessteuer nicht Gberschreiten. Diese Prozentsatze wirden so lauten: Bei
Familien mit Kindern 2 bis 10 Prozent, bei Alleinstehenden und Paaren ohne Kinder 4 bis 12
Prozent. Dieser VVorschlag - er ware nur halb so teuer - ist die Alternative zum Vorschlag des
Standerates, der die Pramienlast generell auf 8 Prozent des Reineinkommens beschranken
will. Der bundesratliche Vorschlag geht in die Richtung des Bundner Modells, er muss aber
noch den Weg durchs Parlament nehmen. Sollte Schaffhausen das Dekret so revidieren und so
abfassen, dass wir ebenfalls in diese Richtung gehen, wére eine spatere Revision, wenn dann
die Vorschriften vom Bund kommen, mit einem viel geringeren Aufwand maglich.

Zum zweiten Punkt der Motion: Die direkte Auszahlung der Pramienverbilligung an die
Versicherer ist auch in Schaffhausen seit langerem ein Anliegen. Die Krankenkassen waren
bisher aber nicht besonders kooperationsbereit. Das Postulat von Susi Greutmann wurde am
21. Februar 2000 vom Grossen Rat an die Regierung uberwiesen. Es lautete: ,,Der
Regierungsrat wird gebeten, die nétigen Massnahmen zu treffen, damit die Beitrdge zur
Verbilligung der Krankenkassenpramien direkt an die entsprechende Krankenkasse
ausbezahlt werden konnen.“ An sich musste gemass § 72 der Geschaftsordnung der
Regierungsrat innert zweier Jahre Bericht und Antrag vorlegen. Die zwei Jahre sind vorbei.
Dieses Anliegen ist auch im Interesse der offentlichen Hand. Der missbrauchlichen
Verwendung der Praémienverbilligung wirde ein Riegel geschoben. Die direkte Auszahlung
an die Versicherer wére deshalb von grossem Vorteil. Es ware auch nicht mit einem héheren

administrativen Aufwand zu rechnen. EIf Kantone zahlen direkt an die Krankenkassen,
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inklusive Zirich. An die Versicherten zahlen 12 Kantone, inklusive Schaffhausen und
Thurgau. Die Krankenkassen sind weitgehend zentralisiert. Fir einen Systemwechsel besteht
also auch fir Schaffhausen kein Hinderungsgrund. Die Kassen waren laut Aussage von
Santésuisse Schaffhausen-Zirich bereit, hier zu kooperieren, unter der Voraussetzung, dass
die Lésung der anderen Kantone &hnlich ware.

Zu den Finanzen: Wie viel Geld will unser Kanton fiir die Pramienverbilligung einsetzen?
Wie viel an Bundesmitteln wollen wir demnach ausschdpfen? Schaffhausen schopft dieses
Jahr 80 Prozent aus, total 27 Mio. Franken. In den letzten Jahren waren es 60 bis 65 Prozent.
Das ist nattrlich ein politischer Entscheid des Grossen Rates. Wir haben schon oft dartiber
gestritten. Die SP ist fur eine hdhere Ausschépfung, damit die Ziele erreicht werden kénnen.
Ist nun jedoch die Gesamtsumme politisch festgelegt, stellen sich folgende Fragen: Welche
Gruppen sollen profitieren? Welche Einkommen? Wie steht es mit den Familien mit Kindern?
Wie gross soll die Gruppe sein? Wie sieht es mit dem Mittelstand aus? Hier besteht fiir uns
ein Gestaltungsspielraum. Eine Mitsprache ist in jedem Fall gewéhrleistet. Wir kdénnten bei
der Grosse des Kuchens und dann allenfalls bei den Prozentsatzen mitbestimmen.

Ein Berechnungsbeispiel: Unter der Annahme der Richtprdmien fur Schaffhausen bekame
eine Familie, bestehend aus zwei Erwachsenen und zwei Kindern, bei einem anrechenbaren
Einkommen von Fr. 10'000.- im Jahr 2002 Fr. 1'120.- mehr; bei Fr. 40'000.- waren es Fr 800.-
mehr, ab Fr. 60'000.- waren die Beitrége gleich gross.

Die Revision dieses Dekrets sollte zum Anlass genommen werden, das Bindner Modell oder
die neuen Vorschldge des Bundesrates als Vorbild zu nehmen. Die direkte Auszahlung ist

zudem ein Gebot der Stunde. Ich bitte Sie um Zustimmung.

REGIERUNGSRAT HERBERT BUHL: Der Regierungsrat hat in den vergangenen zwei
Jahren verschiedene Entwicklungen, zum Beispiel die bilateralen Vertrage, abwarten mussen.
Wir haben im Zusammenhang mit dem Postulat von Susi Greutmann also keineswegs
geschlafen. Die bilateralen Vertrage sind nun in Kraft getreten. Vor dem In-Kraft-Treten
haben wir nicht genau gewusst, wie die Regelung fur die Grenzgangerinnen und Grenzganger
aussehen wirde, wie weit sich der Bund bei der Durchfihrung der Pramienverbilligung
engagieren wiirde und wie viel letztlich den Kantonen (berlassen bliebe. Das wissen wir nun;
die Ausgangslage ist klar. Wir befinden uns jedoch immer noch in der Auseinandersetzung
mit dem Bund in VVollzugsdetails.

Vor einem Jahr haben wir mit den Krankenversicherern Gesprache gefiihrt. Santésuisse hat

uns gesagt, eine Auszahlung der Prémienverbilligung Uber die Versicherungen sei vorstellbar,
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wirde aber flr die Versicherungen zu einem erheblichen administrativen Mehraufwand
fihren. Der Grund sind die Kassenwechsel. Im Oktober, nach Veroffentlichung der
Pramienaufschldge, sind in der Regel Kassenwechsel zu verzeichnen. Wir mdissten also
herausfinden, bei welcher Kasse die Personen, die ein Anrecht auf Pramienverbilligung
haben, im neuen Jahr versichert sind. Diesen Aufwand aufgrund der Mutationen
veranschlagen die Kassen mit rund Fr. 300'000.-. Fur den Kanton dirfte sich die Summe in
ahnlicher Hohe bewegen. Es stort mich, dass wir die Burokratie aufblahen wiirden, wenn wir
ein Modell anstrebten, wie es der Kanton Zurich und andere haben.

Wir haben nun im Departement des Innern eine andere mogliche Ldsung ausgedacht: Das
Sozialversicherungsamt kdnnte nun eine Gutschrift (Bon) fur die Versicherten ausstellen, die
diese bei der Kasse, bei der sie tatsachlich versichert sind, einlésen. Die betreffende Kasse
kann dann beim Sozialversicherungsamt die entsprechende Vergiltung auslosen. So kdmen
wir um den ganzen Mutationsaufwand herum. Ich hoffe, dass es mir gelingt, in der
ostschweizerischen Sanitatsdirektorenkonferenz Anhénger fir diese Losung zu finden, denn
die Kassen wollen nicht flr jeden Kanton eine individuelle Losung.

Zum Sozialziel: Im Kanton Schaffhausen soll heute niemand mehr Prdmien zahlen als 10
Prozent des steuerpflichtigen Einkommens. Fir die Bemessung werden zum Einkommen 10
Prozent des steuerpflichtigen Vermdgens hinzugerechnet. Das System will vor allem Familien
mit kleinen bis mittleren Einkommen wirksam entlasten. Im Vorschlag des Bundesrates fiir
die KVG-Revision hingegen wird vom Reineinkommen ausgegangen. Den Unterschied
zwischen dem Reineinkommen und dem steuerpflichtigen Einkommen machen die
Sozialabziige aus. Bei unserem Modell reduziert jedes Kind in einer Familie das
Bemessungseinkommen. Die Basis ,,steuerpflichtiges Einkommen* ist daher wesentlich
familienfreundlicher. Graubunden geht ebenfalls vom steuerpflichtigen Einkommen aus.
Heute erhalten im Kanton Schaffhausen rund 4'000 Familien mit Kindern — rund 50 Prozent
aller Familien — die Pramienverbilligung. Die ausbezahlte Summe liegt bei einem Viertel der
Falle unter Fr. 100.- pro Monat, bei einem weiteren Viertel ungefahr zwischen Fr. 100.- und
Fr. 200.- pro Monat. Die maximale Auszahlung, die von unserem Dekret her berhaupt
moglich ist, belduft sich auf 75 Prozent der Richtprdmie. Das haben Sie als Grosser Rat so
festgelegt. Dieses Auszahlungsdach entfaltet aber praktisch keine Wirkung, da diese Limite
nur bei Personen mit sehr tiefen Einkommen erreicht wird, die bereits Erganzungsleistungen
beziehen oder von der Sozialhilfe abhangig sind.

Ein Beispiel: Nehmen wir ein steuerpflichtiges Einkommen von Fr. 30'000.-. Es handle sich

um eine Familie mit zwei Kindern. Die Richtpramie flr die Erwachsenen liegt bei Fr. 210.-,
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fur die Kinder bei Fr. 60.-. Das ergibt eine Jahresprdmie von Fr. 6'480.- und einen
Selbstbehalt von Fr. 3'000.-. Die Pramienverbilligung betragt demnach Fr. 3'480.-. Die
Grenze wird bei einem steuerpflichtigen Einkommen von etwa Fr. 64'000.- erreicht.

Das Schaffhauser System begiinstigt vor allem kinderreiche Familien in hohem Mass, da die
Sozialabziige wirksam werden. Pro Kind steigt zwar die Richtpramie um Fr. 720.- pro Jahr,
der Selbstbehalt reduziert sich um Fr. 480.-. Das ergibt netto eine Mehrauszahlung der Prami-
enverbilligung pro zusatzliches Kind und Jahr von Fr. 1'200.-. Bei Einzelpersonen mit sehr
kleinem Einkommen bringt das Schaffhauser System nur eine begrenzte Entlastung. Allein-
stehende Personen mit einem steuerpflichtigen Einkommen von Fr. 10'000.- hatten eine Pra-
mie von Fr. 2'520.- und mussten einen Selbstbehalt von Fr. 700.- aufwenden. Da spielt der
Korrekturfaktor der Einkommensreduktion von Fr. 3'000.- eine Rolle, und besagte
Einzelperson erhalt ungeféahr Fr. 1'800- Pramienverbilligung. Die Limite, unterhalb welcher
man die Pramienverbilligung erhalt, ist bereits bei einem Einkommen zwischen Fr. 20'000.-
und Fr. 30'000.- erreicht. Zu dieser Gruppe gehdren dbrigens auch junge Erwachsene in
Ausbildung, denn diese werden ja auch steuerlich veranlagt. Unser System hat familien-
politische Auswirkungen: Junge Erwachsene erhalten die Pramienverbilligung, und zwar
unabhangig von der Einkommenssituation ihrer Eltern, welche die Ausbildungszulage
beziehen. Das System beriicksichtigt auch Personen, die im Konkubinat leben und von ihrem
Partner unterstiitzt werden.

Das Bundner Modell kennt einen gestaffelten Selbstbehalt. Er steigt von 5 Prozent bei einem
steuerpflichtigen Einkommen von Fr. 10'000 auf 10 Prozent — wie in Schaffhausen — bei Fr.
60'000.-. Hat nun jemand ein steuerpflichtiges Einkommen von Fr. 9'999.-, muss er rund Fr.
500.- bezahlen und erhalt Fr. 500.- als Pramienverbilligung. Hat er jedoch Fr. 10'001.-
Einkommen, erhélt er weniger Pramienverbilligung. Das Modell entfaltet den grossten
Unterschied zu Schaffhausen bei den Einkommen knapp unter Fr. 30'000.-. Dort ist die
Pramienverbilligung bis zu Fr. 900.- hoher als beim Schaffhauser Modell. Fur alle
Versicherten, die bereits eine Pramienverbilligung beziehen, wird beim Bundner Modell Ende
Jahr der volle Pramienaufschlag durch die individuelle Pramienverbilligung abgedeckt. Die
Ausgaben des Kantons fur die Pramienverbilligung steigen folglich im Gleichschritt wie die
Pramien an. Es wurde ein Kostenautomatismus eingefuhrt.

Gehen wir davon aus, dass die Umstellung in Schaffhausen kostenneutral bewerkstelligt wer-
den konnte, so missten wir den Selbstbehalt in jeder Einkommensklasse analog dem Biindner
Modell um ungeféhr 1,5 bis 3 Prozent erhthen. Vor einigen Monaten haben wir im

Zusammenhang mit dem Staatsvoranschlag 2002 einen Vorstoss in Bezug auf das Dekret
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diskutiert. Sie haben eine hohere Ausschépfung der Bundesgelder akzeptiert. Wir sind nun bei
gut 80 Prozent. Der Regierungsrat hatte den Eindruck, dass Sie nicht motiviert sind, nochmals
einen &hnlichen Sprung nach oben zu machen. Eine Anhebung des Selbstbehalts wiirde
deshalb dazu flhren, dass gerade die Familien, die Sie besser stellen mdchten, bei einem
Einkommen um Fr. 45'000.- effektiv schlechter gestellt wiirden. Das Biindner Modell kann
fir Familien nur dann wirksam werden, wenn dieser Rat tatsachlich gewillt ist, deutlich mehr
flr die Finanzierung der Pramienverbilligung auszugeben.

Der Vorschlag des Bundesrates ist eine Reaktion auf den Vorschlag des Standerates. Es soll
im KVG ein Sozialziel eingefiihrt werden. Der Standerat sah 8 Prozent des Reineinkommens
vor. Der Bundesrat will nun analog dem Bindner Modell auch eine Staffelung des
Sozialziels. Er geht aber — das ist leider unschén — vom Reineinkommen aus. Dieser
Vorschlag ist noch erheblich zu verbessern. Die Grenzen missen klar aufgezeigt werden.
Fazit: Das aktuelle Schaffhauser System wurde bewusst familienfreundlich ausgelegt. Wir
sind der Auffassung, dass es dieses Ziel gut erreicht. Der Regierungsrat geht davon aus, dass
das familienpolitische Anliegen des Motionérs eigentlich schon erfullt ist. Eine Umstellung
auf ein System mit gestaffeltem Selbstbehalt analog Graubiinden ist denkbar. Wir sind aber
der Auffassung, dass es nicht sinnvoll ist, jetzt eine Umstellung vorzunehmen, wenn nicht
gleichzeitig die Bereitschaft vorhanden ist, deutlich mehr Geld auszugeben. Wir brauchen
noch Zeit, um diese Umstellung voranzutreiben. Wir wollen nicht zwei Revisionen
unmittelbar nacheinander. Dies ware arbeitsokonomisch nicht sehr sinnvoll.

Die Auszahlung Uber die Versicherer ist in Prifung. Eine entsprechende Dekretsrevision ist
fir den Fruhling 2003 vorgesehen. Die Umstellung kdnnte 2004 vorgenommen werden. Aber
auch hier ist eine Umstellung wirklich nur dann sinnvoll, wenn die Birokratie einigermassen
in Grenzen gehalten werden kann und wenn wir zu einem klugen Modus mit den Versicherern
kommen. Der Regierungsrat sieht heute keinen Anlass, einen Vorstoss entgegenzunehmen,
der Uber das Ziel des Postulats Greutmann hinausgeht. Es wird sich an unserem Arbeitsfahr-

plan nicht viel verandern, ob Sie die Motion iberweisen oder nicht.

ALFRED SIEBER: Die SVP-Fraktion ist selbstverstandlich fir eine moglichst gerechte
Verteilung der Bundesgelder und der Kantonsgelder. Das Blindner Modell kennen wir nicht.
Aus der Motionsbegriindung gehen auch die Kostenfolgen nicht hervor. Deshalb stehen wir
dieser Motion kritisch gegentber. Bekanntlich sind Vorstosse aus dem linken Lager, insbe-
sondere wenn es um das Abholen von Beitrdgen an die Pramienverbilligung geht, meistens

mit Mehrkosten fir den Kanton verbunden. Nach den heutigen ergédnzenden Ausfiihrungen
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von Bruno Loher ist die geforderte Anderung offenbar nicht direkt mit Mehrkosten fiir den
Kanton verbunden. Nach den Ausfiihrungen von Regierungsrat Herbert Biihl aber ist unsere
Befiirchtung nicht abwegig. Wir sind jedoch trotzdem gegen die Uberweisung des ersten Teils
dieses Vorstosses, und zwar aus folgendem Grund: Wie wir heute bereits gehdrt haben, ar-
beitet der Bund an neuen Ldsungen. Bevor die Regierung nun wieder mit neuen Aufgaben
belastet wird, sollten wir die Resultate des Bundes abwarten. Die Ausflihrungen von Regie-
rungsrat Herbert Buhl bestarken uns in unserer Haltung.

Was den zweiten Teil der Motion — die Auszahlung der Gelder — betrifft, sind wir der glei-
chen Meinung wie der Motionér. Es muss sichergestellt werden, dass die Gelder dem eigentli-
chen Zweck, das heisst der Verbilligung der Krankenkassenpramien, zugefihrt und nicht als
Feriengeld oder flr anderweitige Verwendungen eingesetzt werden. Falls Bruno Loher auf
den ersten Teil seiner Motion verzichtet, wére die SVP-Fraktion bereit, der Motion zuzu-
stimmen.

Die Vertreter der SVP in der GPK regten in der letzten Legislaturperiode beim damals ver-
antwortlichen Regierungsrat Hermann Keller an, es sei zu prifen, ob die Auszahlung der Gel-
der anstatt durch das Sozialversicherungsamt allenfalls durch die Steuerverwaltung erfolgen
konnte. Dies deshalb, weil in den Kosten, die uns das vom Bund finanzierte Sozialversiche-
rungsamt verrechnet, noch Overhead-Kosten von einigen zehntausend Franken enthalten sind,
die bei der Auszahlung durch eine vom Kanton finanzierte Abteilung auch diesem zugute
kamen. Leider haben wir bis heute zu diesem Vorschlag keine Antwort erhalten. Wir waren

dem Regierungsrat dankbar, wenn er dazu Stellung nehmen konnte.

SUSANNE GUNTER: Die Stossrichtung der Motion, den wirtschaftlich schlechter gestellten
Personen mehr Pramienverbilligungsgelder zukommen zu lassen als den besser verdienenden,
ist grundsétzlich positiv. Fraglich ist allerdings, ob mit der vorgeschlagenen Massnahme das
anvisierte Ziel erreicht werden kann und was sie kostet. Stehen allféllige Mehrkosten in einer
vernunftigen Relation zum Nutzen? Diese Fragen sind eher mit einem Nein zu beantworten.
Personen mit einem sehr niedrigen Einkommen (unter Fr. 30'000.-), also alleinstehende
Kleinstverdiener, gehdren oftmals zur Gruppe jener Personen, die bereits sozial unterstiitzt
werden und von der Zahlung der Krankenkassenprdmien ohnehin ganzlich befreit sind. Viel-
fach handelt es sich auch um Studierende und Schiiler, deren Eltern mihelos fir die Kranken-
kassenpramien aufkommen konnten. Es gibt aber auch Steueroptimierer, das heisst Personen,
die es mit Hilfe von cleveren Steuerberatern schaffen, ihr steuerbares Einkommen trotz

Reichtum sehr niedrig zu halten. Familien gehoren selten zur Gruppe der Kleinstverdiener.
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Alle einschldgigen Untersuchungen zeigen aber, dass gerade Familien mit den Krankenkas-
senpramien stark belastet sind. Fur die Familien greifen die vorgeschlagenen Verglnstigun-
gen jedoch kaum. Mit dem Schaffhauser Modell (10 Prozent Selbstbehalt, gemessen am steu-
erpflichtigen Einkommen) werden die sozialen Ziele gut erreicht.

Das vom Motionar vorgeschlagene Modell fiihrt offensichtlich zu Mehrkosten, indem einem
Teil der Bevolkerung eben bereits bei 5, 6, 7, 8 oder 9 statt der bisher tblichen 10 Prozent
Pramienanteil am steuerbaren Einkommen Pramienrlickvergitungen erstattet werden. Wie
hoch die Mehrkosten sind, wird uns der Regierungsrat noch zu erldutern haben. Es ist anzu-
nehmen, dass wir mit dem neuen System ziemlich genau bei einem Betrag landen, der die
Ausschopfung der Bundesgelder zu 100 Prozent erlaubt. Fir den Kanton und fiir die Gemein-
den dirfte dies — grob geschétzt — zu einer Mehrbelastung von vier bis funf Millionen Franken
fuhren. Ich erinnere daran, dass der Grosse Rat seinerzeit beschlossen hat, nur 65 Prozent der
Bundesgelder abzuholen. Wegen der verédnderten Rahmenbedingungen liegt der Ausschop-
fungsgrad aber schon dieses Jahr bei 80 Prozent. Angesichts des beschrankten Zuwachses an
sozialer Gerechtigkeit darf mit Fug und Recht am Nutzen dieses Mehraufwandes gezweifelt
werden.

Das jetzige System fiihrt grundsatzlich dazu, dass jede Prdmienerhéhung der Krankenkassen
weniger die subventionsberechtigten Pramienzahler belastet, sondern vielmehr die 6ffentliche
Hand. Dadurch wird der Druck auf die Kantone — auch ohne weitere ,,soziale* Komponente —
in den ndchsten Jahren massiv zunehmen. Die teuren Kantone — beispielsweise die Kantone in
der Romandie — werden das am starksten splren. In diesem Zusammenhang sei auch die
Frage erlaubt, ob es angesichts der im Gang befindlichen Revision des KVG, das heisst kurz
vor einer voraussichtlich fur alle Kantone gleichermassen verbindlichen Bundesregelung,
sinnvoll ist, noch ein Schaffhauser Sonderzuglein in Fahrt zu setzen.

Jedes System der Auszahlungen, sei es direkt an den Versicherten oder direkt an die Versiche-
rer, hat seine Vor- und Nachteile. Der administrative Aufwand beim vorgeschlagenen Verfah-
ren ist gross (Wohnortwechsel, Familien mit unterschiedlichen Krankenkassen, Kassenwech-
sel). Nattrlich ware es wiinschbar, statt Geld zurtickzuerstatten, gleich die Prdémien zu verbil-
ligen. Fraglich ist jedoch, ob sich der Aufwand wirklich lohnt.

Die FDP-Fraktion beantragt Ihnen aus diesen Grinden, die Motion von Bruno Loher nicht an

die Regierung zu Uberweisen.

HANSJORG WEBER: Die Komplexitit des Themas der Pramienverbilligungen ist wohl

allen bewusst und bekannt. Jetzt mochte Bruno Loher eine Revision des Dekrets, um die Ein-
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kommen bei der Pramienverbilligung besser zu beriicksichtigen. Was Familien mit Kindern
betrifft — dieser Punkt ist der CVP sehr wichtig —, kommen mit dem heutigen System etwa die
Hélfte dieser Familien in den Genuss einer mehr oder weniger grossen Verbilligung der Pré-
mien. Vor allem begunstigt das System kinderreiche Familien. Das ist gut so. Deshalb sehen
wir keinen Anlass, zum jetzigen Zeitpunkt etwas zu andern. Wir werden die Motion ablehnen.
Es sollen vorwiegend tiefe Einkommen besser berticksichtigt werden. Dabei waren vor allem
Familien mit Kindern negativ betroffen. Dagegen wehren wir uns. Familien mit Kindern er-
bringen zahlreiche unschatzbare Leistungen fir die Gesellschaft — und das nachhaltig. Aus
diesem Grund ist das Schaffhauser System bewusst familienfreundlich gestaltet.

Beim zweiten Teil der Motion unterstiitzen wir die ldeen und Uberlegungen des

Regierungsrates.

HANSUELI BERNATH: Das Schaffhauser Modell begtinstigt Familien mit Kindern und
Personen mit tiefen Einkommen. Verbesserungen, welche die wirtschaftlichen, persénlichen
und familidren Verhéltnisse in hoherem Mass beriicksichtigen, sind ein Dauerauftrag. Die
zwingende Forderung nach einem abgestuften Selbstbeteiligungsanteil geht einem Teil unse-
rer Fraktion aber zu weit. Wére der Motionér bereit, auf den zweiten Satz unter Punkt 1 zu
verzichten, kénnten alle Mitglieder unserer Fraktion zustimmen.

Wir dirfen den administrativen Aufwand nicht ausser Acht lassen. Das System mit dem Bon
leuchtet uns hingegen ein. Wir rufen die Regierung auf, bei den anderen Kantonen zu lobbyie-
ren, damit diese sich dem ,,Bon-System* anschliessen.

ARTHUR MULLER: Ich méchte dahingehend insistieren, dass die Regierung die bereits auf
Bundesebene festgelegten Sozialziele bei der Dekretsrevision gebuhrend berticksichtigt. Eines
dieser Sozialziele besteht darin, dass eine Hochstgrenze der Prdémienbelastung auf 8 Prozent
des Haushaltseinkommens eingefiihrt wird. Nach diesem Modell haben die Kantone systema-
tisch die fehlenden Gelder zur Erreichung des Ziels von 80 Prozent bereit zu stellen, nachdem
sie die Bundesbeitrdge erhalten haben. Dieser Automatismus und die Mdoglichkeit, mehr Gel-
der auszuschutten, sind sinnvoll. Bruno Loher baut weitgehend auf das so genannte Blndner
Modell. In der Praxis wird es leider so sein, dass als Folge der unabldssigen Pramienerhéhun-
gen standig Dekretsanderungen vorgenommen und neue Modelle kreiert werden missen. Die
Zahl der Bezugerinnen und Bezlger ist gesamtschweizerisch immer am Wachsen. Laut einer
Statistik der Krankenversicherung handelte es sich vor zwei Jahren bei mehr als der Halfte

aller subventionierten Haushalte — 59 Prozent oder 729'000 Einheiten — um Einpersonenhaus-
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halte, vor allem um Rentnerinnen und Rentner. Das muss gesellschaftspolitisch sehr zu den-
ken geben. Es dréngt sich demzufolge eine Dekretsrevision im Sinn des Motionérs auf.

Es ist Gbrigens nicht so entscheidend, an wen ausbezahlt wird, sondern dass tiberhaupt ausbe-
zahlt wird.

JAKOB HUG: Ich hére nur immer von héheren Kosten. Dass diese Gelder jemandem zugute
kommen, der sie braucht — darauf wird nicht hingewiesen. Ich spreche zum zweiten Punkt der
Motion. Als Sozialreferent der Gemeinde Ramsen bin ich immer wieder mit Fallen konfron-
tiert, bei denen die Krankenkassenprdmien aus verschiedenen Grunden einfach nicht bezahlt
werden.

Erstes Beispiel: Ein Familienvater hat ein kleines Einkommen und verwendet die gesamte
Summe der Prdmienverbilligung fur laufende Ausgaben und andere Bedurfnisse. Es vergeht
eine lange Zeit, bis der Schuldner von der Krankenkasse betrieben und schliesslich vom
Betreibungsamt ein Verlustschein ausgestellt wird. Die Gemeinde hat dann gemass KVG die
entsprechenden Pramien zu begleichen, damit eine Versicherungsdeckung besteht.
Andernfalls misste die Gemeinde allfallige Krankheitskosten tibernehmen, die ein Vielfaches
der ausstehenden Pramien ausmachen kdnnen.

Zweites Beispiel: Krankenkassenpramien koénnen aufgrund der finanziellen Leistungsféahig-
keit oder der Sozialhilfeabhangigkeit von einer Person nicht bezahlt werden. Die Gemeinde
hat den monatlichen Betrag vorzuschiessen und kann mittels Abtretungserklarung die Prami-
enverbilligung mit den laufenden Ausgaben fiir diese Person verrechnen.

Aufgrund der fehlenden direkten Auszahlung an die Versicherer entstehen somit den Ge-
meinden unverhaltnismassig hohe Umtriebe und Kosten. Allein im ersten Halbjahr 2002 be-
trugen die Forderungen an die Gemeinde Ramsen weit tber Fr. 10'000.-, die Arbeit der Be-
horden nicht eingerechnet. Es muss deshalb im Interesse auch der Gemeinden liegen, die di-

rekte Auszahlung der Pramienverbilligung an die Versicherer zu erreichen.

REGIERUNGSRAT HERBERT BUHL: Die Frage von Alfred Sieber, ob die Auszahlung
der Gelder anstatt durch das Sozialversicherungsamt durch die Steuerverwaltung erfolgen
kdnnte, haben wir gepruft. Der Aufwand wird ungefdhr gleich hoch sein, denn mit dem
Geschaft der Pramienverbilligung sind zehn bis zwanzig Leute befasst. Fiir diese misste auch
die Steuerverwaltung die entsprechenden Arbeitsplatze zur Verfugung halten. An der
Oberstadt besitzen wir keinen Leerraum. Wir mussten sogar Rd&ume hinzumieten. VVon daher

greift das Argument nicht.
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Bundesbern hat noch gar nichts beschlossen, Arthur Mller. Zurzeit liegt das Geschéft bei der
Kommission des Nationalrates. Es wird das Modell mit dem gestaffelten Sozialziel diskutiert.

Festgelegt ist noch gar nichts.

ALFRED SIEBER: Die Raumkosten fiir das Haus an der Oberstadt, die uns verrechnet wor-
den sind, waren enorm hoch. Zusatzlich wurde uns zu den Personalkosten ein Overhead von
rund 30 Prozent draufgeschlagen. Deshalb haben wir unseren Vorstoss gemacht. Es kdnnten

dort flr den Kanton einige tausend Franken gespart werden.

BRUNO LOHER: Ich stelle einen Konsens in Sachen Direktauszahlung an die Versicherer
fest. Ich habe Ubrigens Regierungsrat Herbert Buhl keinen VVorwurf gemacht, er habe geschla-
fen, sondern ich habe nur auf die Geschaftsordnung hingewiesen, die meines Wissens auch
fir den Regierungsrat gilt. Ich bin damit einverstanden, dass eine moglichst einfache admini-
strative Losung gesucht werden soll. Der Vorschlag ,,Gutschriften® ist eine gute Diskussions-
grundlage.

Beim zweiten Punkt stelle ich einen geringeren Konsens fest. Es geht uns nicht darum, das
Bundner Modell eins zu eins auf Schaffhausen zu ubertragen. Wir wollen die
wirtschaftlichen, personlichen und familidren Verhaltnisse besser bericksichtigen. Der
Selbstbeteiligungsanteil soll nach Einkommenskategorien abgestuft werden. Das ist unser
Kernanliegen. Damit wirden die Personen mit tieferen Einkommen — auch die Familien mit
Kindern! — tendenziell mehr profitieren. Wir wollen die so notwendige Pramienverbilligung
gezielter einsetzen. Dass der Bund in die gleiche Richtung vorstosst, ist uns recht. Wir
wussten davon noch nichts, als wir die Motion einreichten. Regierungsrat Herbert Bihl hat
ausfuhrlich dargelegt, welche Nachteile dieses System mit seinen Schwellen hatte. Die
schweizerische Sanitétsdirektorenkonferenz aber hat genau diese VVorschlage gemacht.

Wenn wir die Motion heute Gberweisen, heisst das nicht, dass die Regierung und ihre Fach-
leute schon morgen an diesem Modell arbeiten mussen. Es stehen zwei Jahre fur die Ent-
wicklung eines sinnvollen Modells zur Verfligung.

Dem Wunsch von Hansueli Bernath auf Streichung des zweiten Satzes kann ich nicht stattge-
ben; er ist das Kernanliegen.

Die eine Frage, die wir uns stellen missen, lautet: Wie viel Geld wollen wir fir die Pramien-
verbilligung ausgeben? Darlber haben wir ausfuhrlich diskutiert. Wir wollen nun eine bessere
Ausschopfung, und zwar im Interesse der Bevolkerung und des Kantons. Es fliessen ja auch
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wesentlich mehr Bundesgelder. Ist der Kuchen dann festgelegt, so missen wir fragen: Wie

verteilen wir diesen Kuchen? Wir wollen ihn besser verteilen.

REGIERUNGSRAT HERBERT BUHL: Ich habe mich dafiir eingesetzt, dass die Sanitits-
direktorenkonferenz ein Staffelmodell als Alternative zum standeratlichen Modell vorschlégt.
Ich halte es hingegen nicht fur sinnvoll, jetzt eine kantonale Ldsung anzustreben, wenn in

zwei Jahren eine Bundeslésung kommt.

ABSTIMMUNG

Mit 43 : 20 wird die Motion Nr. 6/2002 von Bruno Loher betreffend Revision des Dekre-
tes Uber den Vollzug des Krankenversicherungsgesetzes: Bessere Bericksichtigung des
Einkommens bei der Pramienverbilligung, nicht erheblich erklart. — Das Geschaft ist

erledigt.

4. INTERPELLATION NR. 3/2002 VON SILVIA PFEIFFER BETREFFEND
GRUNDSTUFE AN DER VOLKSSCHULE

Interpellationstext: Ratsprotokoll 2002, S. 534.

SILVIA PFEIFFER: Ich erachte es als sinnvoll, dass ein zukunftsgerichtetes neues Schul-
modell in diesem Rat diskutiert werden soll. Es ist wichtig, dass die Regierung heute
grundsatzlich Antwort gibt auf die Fragen im Zusammenhang mit der Einfihrung einer
Grundstufe beziehungsweise einer Basisstufe. Die Regierung soll aber auch die Meinung des

Grossen Rates erfahren.

REGIERUNGSRAT HEINZ ALBICKER: Silvia Pfeiffer greift in ihrer Interpellation vom
3. Juni 2002 eine Thematik auf, die insofern aktuell und bekannt ist, als sie die mit der zu-
kiinftigen Ausbildung der Primar- und Kindergartenlehrpersonen betrauten Gremien und
Stellen der kantonalen Erziehungsdepartemente wie auch der im Aufbau befindlichen P&-
dagogischen Hochschulen seit langerer Zeit beschaftigt. Im Nachbarkanton Zirich ist sie be-
reits Gegenstand einer Volksabstimmung im Rahmen einer Schulgesetzrevision.
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Erlauben Sie mir einleitend einige Anmerkungen zur Begriffsklarung: ,,Basisstufe und Grund-
stufe” sind zwei Begriffe fiir die Neugestaltung des heutigen Kindergartens und des ersten
Teils der heutigen Primarschule, wahrend im ,,Kindergarten +“ die Idee der Aufwertung des
Kindergartens in Richtung Schule aufgenommen wird. Was heisst das nun im Einzelnen?
Zum Begriff der ,,Basisstufe”: Zwei Jahre Kindergarten und die heutige erste und zweite
Klasse der Primarschule werden zu einer Basisstufe zusammengefiihrt. Die Schulpflicht be-
ginnt mit dem zweiten Jahr der Basisstufe und wird dadurch auf zehn Jahre verlangert. Vier
Jahrgangsklassen (zwei Kindergartenklassen und zwei Primarklassen) werden gemeinsam
gefuhrt; die Kinder der Basisstufe sind also verschieden alt. Entwicklungsunterschiede wer-
den als gegeben betrachtet und anerkannt. Deshalb kann die Basisstufe in der Regel in vier
Jahren, aber auch in drei oder fiinf Jahren durchlaufen werden. Am Ende der Basisstufe sollen
die Kinder die Lernziele der heutigen 1. und 2. Klasse erarbeitet haben.

Zum Begriff der ,,Grundstufe: Zwei Jahre Kindergarten und die heutige erste Klasse werden
zu einer Grundstufe zusammengefihrt. Die Schulpflicht beginnt mit dem zweiten Jahr der
Grundstufe und wird dadurch ebenfalls auf zehn Jahre verléangert. Drei Jahrgangsklassen
(zwei Kindergartenklassen und die erste Primarklasse) werden gemeinsam gefuhrt; die Kinder
der Grundstufe sind also verschieden alt. Entwicklungsunterschiede werden als gegeben be-
trachtet und anerkannt. Deshalb kann die Grundstufe in der Regel in drei Jahren, aber auch in
zwei oder vier Jahren durchlaufen werden. Am Ende der Grundstufe sollen die Kinder die
Lernziele der heutigen 1. Klasse erarbeitet haben.

Zum Begriff ,,Kindergarten +“: Der Kindergarten bleibt erhalten. Die Schulpflicht beginnt mit
dem 2. Kindergartenjahr und wird dadurch auf 10 Jahre verlangert. Die zwei Jahrgénge des
Kindergartens werden wie heute in einer gemeinsamen Klasse gefiihrt.

Kinder, die dazu bereit sind, kénnen im ,,Kindergarten +“ in den Kulturtechniken Lesen,
Schreiben und Rechnen gefordert werden. Es wird deshalb Kinder geben, die beim Eintritt in
die erste Klasse bereits im Kindergarten lesen, schreiben und rechnen gelernt haben, und sol-
che, die diese Dinge in der 1. Klasse erst erlernen werden.

Was will die Basis-/Grundstufe und wie ist sie gestaltet? Es ist eine Tatsache, dass gewisse
Probleme beim Ubergang vom Kindergarten in die Schule bestehen: Fast ein Fiinftel der Kin-
der wird verspétet eingeschult oder besucht eine Einschulungsklasse. Rund ein Viertel der
altersgemass eingeschulten Kinder sind dem Schulstoff um ein halbes Jahr voraus, bei etwa
zehn Prozent betragt der ,,Vorsprung“ sogar ein ganzes Jahr. Schulbehdrden kdnnen eine vor-
zeitige Einschulung bewilligen. In Einzelféllen gelangen auch Gesuche an den Erziehungsrat,

ein Kind aus dem Kindergarten direkt in die zweite Klasse einzuschulen.
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Die Grund- beziehungsweise Basisstufe ist ein systemisches Modell, das sowohl die Struktu-
ren wie auch die Inhalte neu regeln will. Die Heterogenitat der Kinder wird vor allem als
Chance wahrgenommen und als eine Tatsache, fir welche die Schule Lésungen finden muss
und kann. Mit der Grund-/Basisstufe erhofft man sich eine Losung aufgrund altersgemischter
Gruppen, einer unterschiedlich langen Verweildauer und einer Verbindung der Kulturen von
Kindergarten und Schule. Kinder, die nicht ins System ,,passen®, fallen nicht mehr aus der
sozialen Gemeinschaft der Gruppe heraus. Die Verbindung von sozialer Sicherheit auf der
einen und maoglichst individueller Férderung auf der anderen Seite wird so zum Hauptziel.
Teamarbeit der Lehrpersonen ist in der Grund-/Basisstufe verbindlich. Der neue Ansatz, dass
zwei Lehrpersonen an einer Klasse arbeiten, verdndert das Berufsbild von Kindergértnerin
und Lehrperson und entlastet beide vom an sie gestellten Anspruch, alles zu kénnen und alles
allein zu verantworten. Zu beachten ist, dass der personelle Aufwand grosser wird: Fur eine
Klasse werden 150 Stellenprozente notig sein.

Ich muss hier darauf hinweisen, dass sowohl die Grund- als auch die Basisstufe eine tiefgrei-
fende Veranderung unseres Schulsystems mit sich bringt. Es ist dies wohl die bedeutendste
Veranderung seit vielen Jahrzehnten, die sich nicht nur im gesamten Systemaufbau der Schule
und in der Vorverlegung des Schuleintritts um zwei Jahre, sondern auch im Bereich der Infra-
struktur stark auswirken wird (hohe Investitionskosten bei den Schulrdumlichkeiten). Im Ver-
gleich zu anderen Neuerungen wie zum Beispiel Franzdsisch oder Englisch in der Primar-
schule bringt die Basis-/Grundstufe nicht nur eine Verdnderung des betroffenen Teils der
Volksschule und des Kindergartens, sondern der ganzen Primarschule, da der an die
Basis-/Grundstufe anschliessende Teil sicher auch betroffen sein wird.

Die von Silvia Pfeiffer gestellten Fragen kann ich wie folgt beantworten:

Zu Frage 1: Der Erziehungsrat hat in seinen Strategieentscheiden vom 29. August und vom
15. September 2001 der Basisstufe/Grundstufe die niedrigste Prioritat aller im Kanton Schaff-
hausen zur Diskussion stehenden Schulreformprojekte zugewiesen. Der Regierungsrat
schliesst sich im Grundsatz dieser Meinung an. Der Kanton Schaffhausen beteiligt sich aber
am Entwicklungsprojekt der EDK-Ost ,,Erziehung und Bildung in Kindergarten und Unter-
stufe®. Ich ware sehr froh gewesen, wenn auch der Kanton Zurich bei diesem Versuch mitge-
macht hatte.

Zu Frage 2: Es ist sowohl dem Erziehungs- als auch dem Regierungsrat ein grosses Anliegen,
dass bei einer Verdnderung mit einer derart grossen Tragweite in den kommenden Jahren zu-

erst Erfahrungen gesammelt und ausgewertet werden, bevor entschieden wird. Diese Erfah-
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rungen fehlen heute vollig. Einzig im Kanton Zarich lauft ein Versuch mit einer Klasse seit
einem Jahr, dies an einer privaten Schule.

Da im Rahmen des angefiihrten Entwicklungsprojektes der EDK-Ost Versuche mit der
Grund- und der Basisstufe moglich sind, wird sich der Kanton Schaffhausen bei einer allfalli-
gen Umsetzung dafir einsetzen, dass nur ein Modell zum Tragen kommt. Es scheint dem Re-
gierungsrat aber insgesamt noch verfriiht, eines der beiden Modelle zu bevorzugen.

Das Projekt ,,Kindergarten +*“ wird im Rahmen des angefiihrten Entwicklungsprojektes nicht
weiterverfolgt.

Zu Frage 3: Die heute bestehenden Einschulungsklassen wird es in einer Grund-/Basisstufe
nicht mehr geben, da die Funktion dieser Klassen explizit durch die Organisationsform der
neuen Stufe erfillt wird.

Die Grund-/Basisstufe ist an sich schon ein integratives Modell. Die sonderpadagogischen
Angebote des Kindergartens und der VVolksschule gelten auch fir die neue Stufe (Heilpadago-
gische Begleitung am Kindergarten, Logopadie, Psychomotorik und so weiter). Die heilpada-
gogische Begleitung in der Grund-/Basisstufe wird vergleichbar mit der heutigen an den Kin-
dergarten sein.

Zu Frage 4: Da bisher — zumindest in der Region der EDK-Ost — noch keine speziellen Lehr-
personen fur die Basis-/Grundstufe ausgebildet wurden, werden kurzfristig fir die Versuche
in einer Klasse eine Lehrperson mit einem Primarlehrerpatent (eventuell mit heilpddagogi-
scher Zusatzausbildung) und eine Lehrperson mit einem Kindergartnerinnenpatent
zusammenarbeiten. Mit der Einfuhrung der Basis-/Grundstufe gibt es keinen Kindergarten
mehr. Damit verschwindet die Kindergértnerinnenausbildung.

Fur die kiinftige Ausbildung sind zwei Modelle denkbar:

a) Alle Primarlehrpersonen werden fiir den Einsatz in der Basis-/Grundstufe und fur die Pri-
marschule (nach der Basis-/Grundstufe) ausgebildet. Das heisst, es bleibt bei einer Kategorie
von Primarlehrpersonen.

b) Es gibt kunftig zwei Ausbildungen, namlich fur die Basis-/Grundstufe und fir die ,,weiter-
fihrenden Primarklassen®. Dies fiihrt von der bisherigen Spaltung zwischen Kindergéartnerin-
nen und Primarlehrpersonen hin zu einer Spaltung zwischen Basis-/Grundstufenlehrpersonen
und Primarlehrpersonen. Die genauen Anforderungen und Ausbildungswege zu diesen
Patenten missen von den Padagogischen Hochschulen noch definiert werden.

Zu Frage 5: Heute wird davon ausgegangen, dass es kiinftig eher zwei Lehrerkategorien ge-
ben wird. Bei definitiver Einfuhrung der Grund-/Basisstufe wird damit also eine neue Katego-

rie von Lehrpersonen entstehen.
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Die Padagogischen Hochschulen von St. Gallen und Zirich befassen sich mit der Planung der
entsprechenden Ausbildung. Sollte die Basis-/Grundstufe tatsachlich eingefiihrt werden, so
werden die Padagogischen Hochschulen die entsprechenden Ausbildungen selbstverstandlich
anbieten.

Eine Vorstufen-/Grundstufenklasse wird von zwei Lehrpersonen mit total 150 Stellenprozen-
ten geflhrt. In der Versuchsphase werden eine Kindergértnerin und eine Primarlehrperson
eine Klasse gemeinsam fiihren. Die Klassengrdsse wird 18 bis 24 Kinder betragen.

Es werden keine diesbezlglichen Lehrerkategorien in die jetzt laufende Besoldungsrevision
miteinbezogen, da noch viel zu wenig Klarheit Gber die kiinftige Ausgestaltung dieses Berufs
besteht. Auch Besoldungsfragen sind im Rahmen von Versuchen innerhalb der EDK-Ost zu
Klaren.

Zu Frage 6: Die Basis-/Grundstufe wird nicht automatisch zu besseren Blockzeiten fiihren. Im
Gegenteil: Die jingeren Kinder (bisher Kindergarten) werden wesentlich weniger Unterricht
haben als bisher.

Zu den Fragen 7 und 8: Da mit 3 Lernstandsgruppen gerechnet werden muss (,,Spieler”, ,,An-
fanger Schreiben/Lesen/Rechnen® und ,,Kénner Schreiben/Lesen/Rechnen®), braucht die Ba-
sis-/Grundstufe ,,Spielzimmer* (inklusive Aussenspielflachen) und ,,Lernzimmer®. Jede Ba-
sis-/Grundstufenklasse bendtigt somit je einen Spiel- und einen Lernraum. Dies bedeutet, dass
zwei Rdaume (ein Kindergartenraum und ein Schulzimmer) zur Verfiigung stehen missen.

Bei den Lohnkosten kann etwa vom Faktor 1,5 gegeniiber heute ausgegangen werden (pro
Klasse ein Pensum von 150 Prozent).

Die im Kanton Zirich im Hinblick auf die Einflihrung der Grundstufe gemachten Modellbe-
rechnungen fuhren zur Feststellung, dass in Bezug auf die wiederkehrenden Kosten kantonal
nahezu Kostenneutralitdt zu erreichen ist. Zwar ergeben sich Mehrkosten bei den Lohnen,
andererseits fallen die Einschulungsklassen weg und es wird eine Optimierung der Klassenbe-
stdnde moglich, sind doch wahrend der Halfte der Unterrichtszeit gleichzeitig zwei Lehrper-
sonen anwesend. Etwas schwieriger ist die Frage des Raumangebots zu beurteilen. Auch hier
haben die Abklarungen jedoch ergeben, dass in praktisch allen Gemeinden Raume eingespart
werden kénnen. Dazu mache ich allerdings ein dickes Fragezeichen.

Zu Frage 9: Die Planung der EDK-Ost im Rahmen des angefiihrten Entwicklungsprojektes
sieht wie folgt aus: Erste Versuche sind ab dem Schuljahr 2003/04 vorgesehen. An eine mog-
liche definitive Einfihrung nach Auswertung der Versuche ware friihestens auf das Schuljahr
2010/2011 hin zu denken.

649



Protokoll der 15. Sitzung vom 2. September 2002

Abschliessend stellt der Regierungsrat noch einmal fest, dass er dem Entscheid des Erzie-
hungsrates, wonach der Basisstufe/Grundstufe die niedrigste Prioritét aller im Kanton Schaff-
hausen zur Diskussion stehenden Schulreformprojekte zugewiesen werden soll, folgen kann.
Es wére zurzeit eindeutig verfriiht und bildungspolitisch nicht vertretbar, in einem Bereich der
Lehrerausbildung Weichen stellen zu wollen, was — wie Sie gehort haben — derart tiefgrei-
fende Verdnderungen in unserem Schulsystem nach sich ziehen wirde, ohne dass berhaupt
einschlagige Erfahrungen aus Schulversuchen vorliegen und ausgewertet worden sind.

Mit seiner Beteiligung am Entwicklungsprojekt der EDK-Ost ,,Erziehung und Bildung in
Kindergarten und Unterstufe* bringt der Kanton Schaffhausen aber seine Bereitschaft zum
Ausdruck, die Erprobung dieser aktuellen Tendenzen in der Lehrerausbildung in Bezug auf
ihre Umsetzbarkeit und ihre Tauglichkeit aktiv mitzuverfolgen, um anschliessend — méglichst

in Koordination mit den Nachbarkantonen — die entsprechenden Entscheidungen zu fallen.

GROSSRATSPRASIDENT ROLF HAUSER: Silvia Pfeiffer, sind Sie mit den Antworten

der Regierung zufrieden?

SILVIA PFEIFFER: Ich danke dem Erziehungsdirektor herzlich fir die Beantwortung mei-
ner Fragen. Trotzdem beantrage ich Diskussion, weil ich weiss, dass sich andere Ratsmitglie-

der zu diesem Themenbereich daussern mochten.

Es wird kein Gegenantrag gestellt. Diskussion ist somit beschlossen.

DISKUSSION

SILVIA PFEIFFER: Eine Frage an Regierungsrat Heinz Albicker: Werden auch in unserem

System entsprechende Schulversuche durchgefiihrt?

REGIERUNGSRAT HEINZ ALBICKER: Wir haben im Erziehungsdepartement beschlos-
sen, selber nicht aktiv einen Versuch im Kanton Schaffhausen zu initiieren. Wir machen oh-
nehin zu viele Versuche. Diese kommen immer von den Gemeinden oder von der Stadt
Schaffhausen, nie vom Kanton. Will eine Schule oder eine Gemeinde einen Versuch
durchfuhren, bieten wir nur Unterstutzung finanzieller oder konzeptioneller Art an. In der
EDK-Ost bezahlen wir einerseits, anderseits sind wir in der Projektgruppe dabei. Wir kdnnen

also von den Erkenntnissen aus diesen Versuchen profitieren.
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BERNHARD WIPF: Bei der Frage lber die Einfuhrung der Grundstufe an der VVolksschule
geht es tatsachlich um eine bildungspolitisch tiefgreifende Umgestaltung des bisherigen Sys-
tems. Dass ein solcher Schritt gut Uberlegt sein will, liegt auf der Hand. Das vom Kanton
Schaffhausen bisher angestrebte gemeinsame Vorgehen mit den Ostschweizer Kantonen ist
daher sicher richtig. Im Endeffekt wird es darauf hinauslaufen, dass wir die Lésung des Kan-
tons Zdrich, der auch in dieser Bildungsfrage eine Vorreiterrolle einnimmt, zeitlich verzégert
nachvollziehen werden.

Die Einfuhrung der Grundstufe wird den Verdacht beseitigen missen, wonach die Ver-
schmelzung der Kindergartenstufe mit der Unterstufe nur deshalb vorgenommen werde, damit
eine Gleichstellung dieser beiden Lehrkérper in finanzieller Hinsicht und bezlglich Sozial-
prestige erfolgen kann. Was den Nutzen fur die Schler betrifft, so gilt es sorgfaltig zu prifen,
ob die Forderung der intellektuellen F&higkeiten wirklich schon im Vorschulalter beginnen
soll. Tatsache ist doch, dass der spielerische und der musische Bereich fur die Entwicklung
der Kinder eine nicht zu unterschatzende Bedeutung haben und dass gerade diese Elemente in
der weiteren Schulzeit immer mehr unter Druck geraten und reduziert werden. Da die Zeit
nicht drangt, kann dieser Frage noch vertieft nachgegangen werden.

Zeitlich eher unter Druck scheint der SVP-Fraktion das Erziehungsdepartement bezlglich der
Schulgesetzrevision zu sein. In letzter Zeit haufen sich die Vorstdsse, die einen Einfluss auf
diese Revisionsarbeit haben, und zwar in materieller und in finanzieller Hinsicht. Es ist daher
unerlasslich, dass dem Grossen Rat moglichst rasch ein Gesamtkonzept vorgelegt wird, aus
dem die materiellen und die finanziellen Auswirkungen ersichtlich sind und das eine Bevor-
zugung ermoglicht. Aus der Sicht der SVP sind Einzelvorschlage im Bildungsbereich wenig

sinnvoll.

JEANETTE STORRER: Die Haltung von Regierungsrat und Erziehungsrat lasst sich
grundsatzlich bereits aus der Antwort auf die Kleine Anfrage ,,Schulentwicklungsprojekte*
von Marianne Hug ersehen: Daraus ist zu entnehmen, dass sich der Kanton Schaffhausen an
der Entwicklung eines Versuchsmodells der EDK-Ost beteiligt, der Basis- oder Grundstufe im
Kanton Schaffhausen vorerst jedoch keine Prioritat zugemessen wird.

Im Kanton Zurich werden die Stimmburger Ende November 2002 dariiber entscheiden, ob das
Modell Grundstufe ab 2008 eingefiihrt werden soll. In der Stadt Zirich fuhrt die private Ge-
samtschule Unterstrass seit 2000 einen Grundstufenversuch durch — die Kinder konnen die
Grundstufe in 2, 3 oder 4 Jahren durchlaufen. Wie einem Beitrag von SF DRS 1 vom vergan-

gen Freitag entnommen werden konnte, sind in Zirich die Primarlehrkrafte der Grundstufe
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gegenlber skeptischer eingestellt, wahrend Kindergéartnerinnen und Kindergartner das Modell
eher befurworten. Das Echo der Eltern ist weitestgehend positiv.

Im Unterschied zum Kanton Zirich wollen die meisten Kantone der EDK-Ost erst nach Ab-
schluss der Schulversuche entscheiden, ob sie eines der neuen Schulmodelle einfiihren wol-
len. Es ist daher davon auszugehen, dass die tbrigen Ostschweizer Kantone Ziirich diesbe-
zuglich etwas hinterher hinken werden, was meines Erachtens jedoch nicht weiter schlimm
ist.

Weshalb nicht? Die Einfiihrung der Grundstufe/Basisstufe bedeutet nicht einfach die Einfih-
rung eines weiteren Schulentwicklungsprojekts — es handelt sich um eine eigentliche Schulre-
volution. Die Kindergarten-/Unterstufe wird von der Struktur und vom Inhalt her in einer
Weise umgestaltet, wie es bei keinem anderen Schulentwicklungsprojekt in der Vergangen-
heit der Fall war. Es ist daher sorgfaltig, breit evaluiert und koordiniert vorzugehen. Abgese-
hen von den sich in allen betroffenen Kantonen stellenden Fragen sehe ich fir unseren Kanton
ganz besonders im rdumlichen Bereich Schwierigkeiten. Insbesondere in der Stadt befinden
sich Kindergarten und Schulen oft nicht in unmittelbarer Nachbarschaft. Die Kindergarten
stossen beziglich der raumlichen Verhaltnisse jetzt schon an Grenzen. Wo besteht hier Platz
flr ein zusatzliches Schulzimmer? Was machen die Schaffhauser mit ihrer Spezialitat, dem
Abteilungsunterricht? Welche Auswirkungen hat die Einfiihrung der Basis-/Grundstufe auf
die Lektionenzahl?

Die Grund-/Basisstufe bietet von ihrem Konzept her sowohl Schiilern als auch Lehrern mehr
als das traditionelle Modell. Daran, dass sie besser geeignet erscheint, den Bedurfnissen der
einzelnen Schuler gerecht zu werden, individuell auf die Bedurfnisse der Kinder einzugehen,
sie dort abzuholen, wo sie entwicklungsmassig stehen, zweifle ich nicht. Bei sorgfaltiger Um-
setzung und Ausbildung des Lehrpersonals sehe ich auch zur vielfach geédusserten Befuirch-
tung vor zu viel Leistungsdruck und chronischer Uberforderung der Jiingsten keinen Anlass.
Diesen Eindruck bestétigen auch die Reaktionen von Eltern und Lehrern im erwahnten Zr-
cher Schulversuch.

Das Vorantreiben des Projekts Grundstufe hat sorgféltig und mit Bedacht zu geschehen, we-
der ,,Marschhalt” noch ,,Volle Kraft voraus® ist angebracht. Schaffhausen wird, vorausgesetzt,
das Projekt gewinnt am 22. September 2002 unsere erhoffte Zustimmung beim Volk, mit
einer kiinftigen Padagogischen Hochschule in Verbundlésung mit dem Kanton Zirich in der
glicklichen Lage sein, vom an der P4dagogischen Hochschule Zirich ausgearbeiteten Ausbil-
dungskonzept fir allfallige Grundstufen-/Basistufenlehrkréafte unmittelbar zu profitieren.
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Konnten wir die Schule heute neu erfinden, wiirden wir sie mit einer Grund-/Basistufe und
mit vielen weiteren Aspekten anderer wichtiger und sinnvoller Schulentwicklungsprojekte
versehen. Der Weg vom Ist-Zustand zum Soll-Zustand macht den Schulern, Eltern, Lehrern,
Politikern und allen am Projekt beteiligten Bauchweh — denn primar soll ja in Ruhe gelernt
und gelehrt werden konnen. Und dieser Weg ist eben nicht immer gleich weit. Zur
Basis-/Grundstufe ist der Weg dank der VVorarbeit des Kantons Zirich und der EDK-Ost nicht

unendlich, er ist und bleibt jedoch ausserst anspruchsvoll.

ARTHUR MULLER: Wir diirfen Silvia Pfeiffer dankbar sein, dass sie diese Interpellation
eingereicht hat. Auch Regierungsrat Heinz Albicker gebiihrt Dank fir seine ausfiihrlichen
Darstellungen.

Die in der Interpellation angesprochene Einfiihrung der Grundstufe in der VVolksschule ist nur
ein Teil einer umfassenden Reform der Zircher Volksschule. Das vom Zircher Kantonsrat
beschlossene neue Bildungs- und Volksschulgesetz umfasst rund 100 Paragrafen und hat vor
allem auch grosse finanzielle Folgen. Die Schule wird grundsétzlich teurer. Im Kanton Zirich
soll es sich um rund 120 Mio. Franken oder um finf Prozent der heutigen Schulkosten han-
deln. Dazu ist allerdings zu bemerken, dass bei der Bildung nicht in erster Linie die finan-
ziellen Aufwendungen als Gegenargument herangezogen werden sollten.

Die Abkehr vom jahrzehntealten System des Kindergartens, der in den letzten Jahren zwar
ebenfalls eine Reform erfahren hat, bedeutet fir die Blrgerinnen und Birger mit Bestimmt-
heit eine ganz gewaltige Anderung; da muss noch eine ebenso gewaltige Aufklarungsarbeit
geleistet werden.

Sie haben es bereits gehort: In der Grundstufe wirken kiinftig keine Kindergértnerinnen mehr,
sondern pro Klasse zwei Lehrerinnen. Das Entscheidende bei dieser Grundstufe besteht darin,
dass dieses System es erlaubt, besser auf die individuellen Bedirfnisse der Kinder einzuge-
hen. Je nach Entwicklungsstand kénnen die Schiiler bereits mit sechs, aber auch erst mit acht
Jahren in die Primarschule Ubertreten. Nach einer Darlegung von Bildungsdirektor Ernst
Buschor gibt die Grundstufe dem schwacheren Schiler die bessere Stitze. Sie fordert auch
die begabten Schiiler insofern besser, als sie individuell auf ihre Bedurfnisse eingehen kann.
Positiv an der Zircher Schulreform ist auch, dass kinftig mdglichst viele ,,Sonderfélle®, die
jetzt immer noch in Kleinklassen abgeschoben werden, in die Normalklassen integriert wer-
den. Im Hinblick auf die Volksabstimmung vom 24. November 2002 besteht im Kanton Zi-
rich jedoch eine breite Gegnerschaft. Es wird befiirchtet, dass mit der Einfuhrung der Basis-

stufe das ganze Schulsystem von unten aufgeldst wird und dass vor allem auch der Leistungs-
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druck schon im ersten Schuljahr einsetzt. Entscheidend ist auch, dass die Kinder bereits mit
vier oder knapp flnf Jahren eingeschult werden und dann die Grund- oder Basisstufe in zwei,
drei oder vier Jahren durchlaufen. Gemass diesem Zircher Modell gibt es keine Trennung
nach Jahrgangen mehr. Dieses System hat bereits die Befiirchtung genéhrt, dass ein grosses
Gefélle zwischen schwachen und begabten Schillern geschaffen wird und somit keine Chan-
cengleichheit mehr besteht. Die Praxis wird vermutlich anders aussehen.

Wir mussten vielleicht das in Genf praktizierte — &hnliche — Schulsystem naher prifen. Dieses
System der Grundstufe ist sicher ein taugliches Modell, das hoffen lasst, dass der den Schulen
auferlegte Leistungsdruck eliminiert wird. Es ist aber noch ein sehr langer Weg bis dorthin.
Richtungsweisend sollte es nach wie vor sein, dass wir nicht fur die Schule, sondern fiir das
Leben lernen — ein Leben, das sich immer mehr in den héchsten Ebenen der Technologie ab-

spielt.

RUEDI FLUBACHER: Es ist schwierig, Uber eine Sache zu diskutieren, wenn die Fakten
noch nicht bekannt sind. Ich stelle sechs Fragen, um meine Unsicherheit zu dokumentieren.
Frage 1: Warum warten wir nicht einfach die Abstimmung im Kanton Zirich (diesen Vor-
stoss der Zircher verurteile ich vehement) und allfallige Erfahrungen ab?

Frage 2: Warum missen wir samtliche Neuerungen, die der Kanton Zirich ausprobiert, auch
noch selber testen? Streben wir eine Schaffhauser Lésung an, wenn uns das Zircher Modell in
einigen Jahren sowieso tberrollen wird?

Frage 3: Missten wir die Rufe nach etwas mehr Ruhe im Schulwesen in Anbetracht der Liste
der laufenden Schulversuche nicht auch einmal ernst nehmen?

Frage 4: Wird die Grundstufe eingefiihrt, bevor oder nachdem man definitiv Uberlegt hat, wie
Englisch und Franzgsisch in die Primarschule integriert werden sollen?

Frage 5: Ist es nicht so, dass die meisten Schiiler bei einem Ubertritt in die nachste Stufe (bei-
spielsweise Kindergarten — Primarschule oder Sekundarschule — Kantonsschule/Lehre) einen
grossen Entwicklungsschritt machen?

Frage 6: Was ist wahr am Gerucht, die Kindergéartnerinnenlobby forciere das Projekt Grund-
stufe vor allem aus standespolitischen Uberlegungen?

RICHARD MINK: Ich werde einige Ausrufezeichen setzen. Wir missen uns zuerst tberle-
gen und fragen, ob das verfolgenswerte Ziel der Flexibilisierung und der Individualisierung
nicht auch in unserem bestehenden System erreichbar ist! Das ist meines Erachtens mit ver-

nlnftigen Leuten und mit verninftigem Einsatz durchaus moglich!
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Ich habe mit wachsendem Erstaunen gehort, dass man drei Jahrgénge ,,zusammenwirft®.
Nachher missen wir herausfiltern, welches Kind das schnellere, welches das langsamere ist.
Und daftr brauchen wir nun 1,5 Lehrkrafte! Ich habe in meinem langen Schulmeisterleben
zwei Erfahrungen gemacht: Bei angemessenen Schiilerzahlen kénnen wir vernunftig unter-
richten. Das Schonste fur mich war, als ich von einer Mehrklassenschule an eine Einklassen-
schule wechseln durfte. Und jetzt geht man hin, macht das Gegenteil und verkauft es als eine
fantastische Neuerung! Ich kann nur sagen: Halt! Zuschauen! Lasst die Zircher machen, bis
sie auf die Nase fallen!

Doch noch eine Frage: Wer soll das bezahlen?

DANIEL FISCHER: Die Einfuhrung der Grund- oder Basisstufe sei, so héren wir immer
wieder, ein Werk des Jahrhunderts: Wir schaffen den Kindergarten ab! Das verlangt eine
sorgféltige Planungs- und Umsetzungsphase und muss mit den anderen Kantonen koordiniert
sein. Ich bin froh Gber diese Interpellation, denn ich will wissen, was die Regierung bei der
EDK-Ost auch vertreten wird. Eine solche flexiblere Lésung bietet etliche Vorteile. Die Ent-
wicklungsschere bei Schuleintritt ist heute riesig gross. Unser jetziges System kann dieses
Problem nicht lésen.

REGIERUNGSRAT HEINZ ALBICKER: Ich hétte zu allen diesen Fragen noch viel zu
sagen. Es ist nicht so, dass nichts bekannt ware. Der Erziehungsrat hat am 29. August 2001
ganz klar dargelegt, wo er die Prioritaten in Bezug auf Schulprojekte setzt. Ich biete all denen,
die keinen direkten Draht zum Erziehungsrat haben, an, sich an einer Fraktionssitzung von
mir eingehend informieren zu lassen.

Ich habe leider zu wenig personelle Ressourcen, als dass ich schnell ein Gesamtkonzept vor-
legen konnte. Die Grundpapiere aber liegen vor. Die Fragen im Zusammenhang mit Gesetzen,
Dekreten und Verordnungen klaren wir noch ab. Ich bitte Sie deshalb, mir bis 2004 Zeit zu
geben.

Noch ein Wort zu den Versuchen: Es stimmt, dass im Schulwesen eine Unruhe herrscht. Aber
die von den Schulen verlangten Versuche kommen nicht vom Erziehungsdepartement! Diesen
Vorwurf muss ich zurlickweisen. Wir bieten Gemeinden und Schulen, die geleitete Schulen
oder eine gegliederte Sekundarschule testen wollen, Unterstlitzung, und zwar voller
Uberzeugung, denn wir sind sicher, dass die Erfahrungen, die wir damit sammeln, den Weg

fiir die Schulgesetzrevision ebnen werden.

655



Protokoll der 15. Sitzung vom 2. September 2002

Die EDK-Ost hat letztes Jahr grundsétzlich entschieden, dass sie fur Englisch an der Primar-
schule ist. In der schweizerischen EDK gab es dafiir keine Mehrheit. Dann kam der ,,PISA-
Flop*. Die Solidaritat hat sich nun auch in der EDK-Ost ein wenig verfliichtigt. Ende Oktober

werden wir dieses Thema anlasslich einer Klausur nochmals aufnehmen.

Die Wortmeldungen haben sich erschopft. — Das Geschéft ist erledigt.

Schluss der Sitzung: 12.00 Uhr
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	KURT FUCHS: Ich lege Christian Heydecker einen neuen Text vor. Vielleicht kann er dem zustimmen. „Der Regierungsrat wird beauftragt, in den entsprechenden Rechtsgrundlagen vorzusehen, dass in privatrechtlichen Gesellschaften, die eine öffentliche Aufgabe wahrnehmen und an denen der Kanton eine massgebliche Beteiligung hält, klare Mitbestimmungsrechte für die kantonale Behörde festgelegt werden.“ Das wäre doch etwas! Dem stimmen wir dann zu.
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